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A Problem und Ziel 

 

Das Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern (FAG M-V) wurde zum Jahr 2020 neu 

gefasst. Es ist zum Jahr 2024 aus mehreren Gründen anzupassen. 

 

Das FAG M-V enthält mehrere gesetzliche Prüfpflichten. Zum Jahr 2024 sind die kommunale 

Beteiligungsquote (§ 6 Absatz 2 FAG M-V), die Zuweisungen für den übertragenen Wirkungs-

kreis (§ 22 Absatz 4 FAG M-V), die relative Mindestfinanzausstattung (§ 21 Absatz 1 Satz 1 

FAG M-V) und die investive Bindung von Schlüsselzuweisungen (§ 21 Absatz 1 Satz 2 

FAG M-V) zu überprüfen. 

 

Bei den kommunalen Schulträgern besteht ein bisher festgestellter Bedarf an Schulneubau-

investitionen und -sanierungen von mindestens 430 Millionen Euro, dem ohne Auflegung neuer 

Förderprogramme im Rahmen einer befristeten Gemeinsamen Infrastrukturpauschale Schulbau 

Rechnung getragen werden soll.  

 

Mit der Änderung des FAG M-V im Rahmen des Haushaltsbegleitgesetzes zum Nachtrags-

haushaltsgesetz 2023 wurde die Verwendung von 65 Millionen Euro des Abrechnungsbetrages 

des Jahres 2022 gesetzlich geregelt. Weitere 25 Millionen Euro des Abrechnungsbetrages 

wurden zur Rückführung des bestehenden Kredites in Höhe von etwa 25 Millionen Euro im 

Sondervermögen Kommunaler Ausgleichsfonds Mecklenburg-Vorpommern eingesetzt. Der 

verbleibende Abrechnungsbetrag in Höhe von 16,8 Millionen Euro wäre gemäß § 11 Absatz 3 

FAG M-V dem Kommunalen Ausgleichsfonds Mecklenburg-Vorpommern zuzuführen. Die 

Landesregierung und die kommunalen Landesverbände vereinbarten jedoch, im Jahr 2023 

Gespräche über die Verwendung des verbleibenden Abrechnungsbetrages zu führen.  

  



Drucksache 8/2759 Landtag Mecklenburg-Vorpommern - 8. Wahlperiode 

  

2 

 

Für Sonderlasten in den Jahren 2022 und 2023 im Zusammenhang mit der Bewältigung einer 

möglichen Energie- und Gasmangellage kann den kommunalen Aufgabenträgern gemäß 

§ 22 Absatz 8 FAG M-V auf Antrag im Jahr 2023 eine Sonderbelastungszuweisung zum 

Ausgleich notwendiger Ausgaben gewährt werden. Die unteren Katastrophenschutzbehörden 

haben jedoch darauf hingewiesen, dass die nach fachaufsichtlicher Weisung notwendigen 

Beschaffungen aufgrund von Lieferschwierigkeiten teilweise erst im Jahr 2024 realisiert 

werden können. Die Antragsfrist ist daher zu verlängern. 

 

Zum Finanzausgleichsjahr 2022 wurde mit § 24a FAG M-V ein neuer Vorwegabzug zur 

Finanzierung des kooperativen E-Governments in Höhe von 2,7 Millionen Euro eingeführt. Es 

zeigte sich, dass dieses Budget zu niedrig ist, um Kostensteigerungen auszugleichen und 

zusätzliche Projekte umsetzen zu können.  

 

Es besteht erheblicher Investitionsbedarf bei der Feuerwehrinfrastruktur. Die bisherigen Mittel 

für Sonderbedarfszuweisungen reichen nicht aus, um den Förderbedarf für diesen Zweck zu 

decken.  

 

Aufgrund des Gesetzes zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts vom 26. November 

2019 (Grundsteuer-Reformgesetz, BGBl. I S. 1794) ändern sich die bisherigen Bewertungen 

der Grundstücke und damit die Bemessungsgrundlagen für die Erhebung der Grundsteuer A 

und B. Erstmals im Jahr 2025 erfolgt die Festsetzung der Hebesätze durch die Gemeinden auf 

der Grundlage der neu festgestellten Werte. Um den geänderten Bemessungsgrundlagen für die 

Grundsteuer Rechnung zu tragen, besteht Anpassungsbedarf sowohl für die Berechnung der 

Steuerkraftzahlen 2027 als auch für die Beantragung von Hilfen zum Haushaltsausgleich und 

von Sonderzuweisungen nach § 27 FAG M-V in den Jahren 2026 und 2027 hinsichtlich der 

hebesatzbezogenen Vorgaben. 

 

Damit Kommunen von der Gemeinsamen Infrastrukturpauschale Schulbau profitieren können, 

müssen sie die entsprechenden Projekte zu mindestens 50 Prozent kofinanzieren. Um 

Kommunen, die sich in der Haushaltskonsolidierung befinden und Hilfen zum Haushalts-

ausgleich beziehungsweise Sonderzuweisungen erhalten, beim Aufbringen dieses Eigenanteils 

und bei weiteren Investitionen zu unterstützen, soll ihre Eigeninvestitionskraft durch nicht 

zweckgebundene investive Zuweisungen aus Finanzausgleichsmitteln gestärkt werden.  

 

Darüber hinaus werden einzelne Normen des FAG M-V zur Rechtsbereinigung angepasst oder 

aufgehoben. 

 

Nach Artikel 106 Absatz 7 des Grundgesetzes (GG) ist von der Landesgesetzgebung der 

kommunale Anteil vom Länderanteil der Gemeinschaftsteuern und von den Landessteuern zu 

bestimmen. Im Gesetz sind die Verbundquoten der Jahre 2024 und 2025 anzugeben. 

 

Seit der Hartz-IV-Reform beteiligt sich das Land an den Kosten der kommunalen Träger für 

Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende über Zuweisungen aus Wohngeldein-

sparungen im Vergleich zum Zeitraum vor der Hartz-IV-Reform. Die bisherigen Zuweisungen 

beruhten dabei auf Prämissen des Jahres 2005, die durch hohe kommunale Ausgaben bei den 

Kosten der Unterkunft und Heizung nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) 

gekennzeichnet waren, die sich zwischenzeitlich erheblich zugunsten der Kommunen verändert 

haben. Zudem sind die finanziellen Auswirkungen, die sich im Zuge diverser Wohngeld-

novellen durch den Wechsel von Bedarfsgemeinschaften nach dem SGB II in den Wohngeld-

bezug ergeben, inzwischen nicht mehr quantifizierbar.   
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Dasselbe gilt für die vielfältigen anderweitigen Einflussfaktoren und Rechtsänderungen mit 

Auswirkungen auf die Belastung der kommunalen Träger mit den Unterkunftskosten nach dem 

SGB II. Das ursprüngliche Konzept der Lastenverteilung wurde insbesondere durch die 

Arbeitsmarktentwicklung, Demografie und mehrfachen Erhöhungen der Bundesbeteiligung an 

den Ausgaben der Kommunen für Leistungen für Unterkunft und Heizung maßgeblich 

verändert und hat seine Rechtfertigung verloren.  

 

In der Begründung zum Grundsteuer-Reformgesetz wird ausdrücklich hervorgehoben, dass 

eine strukturelle Erhöhung des Grundsteueraufkommens nicht beabsichtigt ist. An die 

Gemeinden wird daher appelliert, die aus der Neubewertung des Grundbesitzes resultierenden 

Belastungsverschiebungen durch eine gegebenenfalls erforderliche Anpassung des Hebesatzes 

auszugleichen, um ein konstantes Grundsteueraufkommen zu sichern. Da den Gemeinden das 

verfassungsrechtlich verankerte Recht zusteht, den Hebesatz für die Grundsteuer festzusetzen 

(Artikel 106 Absatz 6 Satz 2 GG), gibt es im Grundsteuer-Reformgesetz keine verbindlichen 

Vorgaben zur Bestimmung des aufkommensneutralen Hebesatzes bei der Hauptveranlagung 

2025 und es bleibt offen, wie der aufkommensneutrale Hebesatz zu ermitteln wäre. Um 

bezüglich aufkommensneutraler Hebesätze Transparenz zu schaffen, sind verbindliche Rege-

lungen für ein einheitliches Vorgehen unumgänglich. Die Regelungen müssen so ausgestaltet 

sein, dass sie das Recht der kommunalen Selbstverwaltung (Artikel 28 Absatz 2 GG) in Verbin-

dung mit der Finanzhoheit für die Grundsteuer und Gewerbesteuer (Artikel 106 Absatz 6 GG) 

achten. 

 

 
B Lösung 

 

Durch Artikel 1 des Gesetzes wird das Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern 

geändert.  

 

Kommunale Beteiligungsquote (§ 6 FAG M-V) 

Der Prüfbericht des Finanzministeriums und des Ministeriums für Inneres, Bau und 

Digitalisierung hat ergeben, dass die kommunale Beteiligungsquote von 30,978 Prozent auf 

31,051 Prozent anzuheben ist. Dadurch erhöht sich die kommunale Finanzausstattung um 

7,03 Millionen Euro. Erstmals wurde zur Überprüfung des rechnerischen Ergebnisses ein 

gutachterlich entwickelter Finanzindex angewendet. Die Erhöhung der kommunalen 

Beteiligungsquote resultiert aus der vereinbarten Glättung der Nettoausgaben in Bezug auf 

bestimmte Sondervermögen des Landes. Ohne diese Glättungen hätte auch das Rechen-

verfahren, insbesondere aufgrund des MV-Schutzfonds, eine deutliche Anpassung der Finanz-

verteilung zugunsten des Landes ergeben. 

 

Gemeinsame Infrastrukturpauschale Schulbau von Land und Kommunen (§ 10a FAG M-V) 

Durch den neu eingefügten § 10a FAG M-V werden aus dem Landeshaushalt und von den 

Finanzausgleichsleistungen des Landes jeweils 25,0 Millionen Euro jährlich für vier Jahre 

bereitgestellt (insgesamt 200 Millionen Euro). Die kommunalen Schulträger, die von dieser 

Gemeinsamen Infrastrukturpauschale Schulbau profitieren, müssen in mindestens gleicher 

Höhe Eigenmittel einsetzen (mindestens 200 Millionen Euro), sodass das Investitionsvolumen 

mindestens 400 Millionen Euro beträgt. 
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Abrechnungsbetrag 2022 

Der verbleibende Abrechnungsbetrag des Jahres 2022 in Höhe von 16,8 Millionen Euro wird 

den Finanzausgleichsleistungen des Jahres 2024 zugeführt. 

 

Zuweisungen für den übertragenen Wirkungskreis (§ 22 FAG M-V) 

Die Zuweisungssumme in Höhe von 269,8 Millionen Euro wird insgesamt leicht auf 

273,75 Millionen Euro erhöht. Ebenfalls anzupassen sind die Zuweisungssummen für die 

einzelnen Gruppen der kommunalen Aufgabenträger: 

 

Einzelheiten sind der Begründung und dem Prüfbericht in Anlage 4 des Gesetzes zu entnehmen. 

 

Relative Mindestfinanzausstattung (§ 16 Absatz 6 FAG M-V) 

Die Prüfung zur Höhe der relativen Mindestfinanzausstattung nach § 16 Absatz 6 FAG M-V 

wurde vom Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung durchgeführt. Im Ergebnis des 

Berichts wurde die Empfehlung abgegeben, keine Änderungen an der relativen Mindestfinanz-

ausstattung für die nächsten zwei Jahre vorzunehmen. Eine erneute Prüfpflicht im Jahr 2025 

mit Wirkung ab dem Jahr 2026 wird mit der Änderung entsprechend umgesetzt. 

 

Investive Bindung von Schlüsselzuweisungen (§ 15 Absatz 4 FAG M-V) 

Die Prüfung zur Notwendigkeit und Höhe der investiven Bindung der Schlüsselzuweisungen 

nach § 15 Absatz 4 FAG M-V wurde vom Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung 

durchgeführt. Im Ergebnis der Beratung im FAG-Beirat wurde empfohlen die investive 

Bindung der Schlüsselzuweisungen nach § 15 Absatz 4 FAG M-V bis zum Jahr 2027 

unverändert zu belassen und erneut im Jahr 2027 für das Jahr 2028 zu überprüfen. Die 

gesetzliche Überprüfungspflicht in § 21 Absatz 1 FAG M-V ist entsprechend anzupassen.  

 

Kriseninstrument für den übertragenen Wirkungskreis (§ 22 Absatz 7 FAG M-V) 

In § 22 Absatz 7 FAG M-V ergibt sich Anpassungs- und Klarstellungsbedarf, weshalb die Norm 

neu gefasst wird. Im Wesentlichen soll es nunmehr möglich sein, Erstattungsanträge jährlich zu 

bescheiden, das heißt unabhängig von der zweijährlichen Kostenüberprüfung nach Absatz 4. 

Dadurch kann der Mehrbedarf durch Sonderlasten schneller anerkannt werden. Darüber hinaus 

werden die Regelungen zum Prüfverfahren und zu den Pflichten des Antragstellers präzisiert. 

 

Sonderlasten einer möglichen Energie- und Gasmangellage (§ 22 Absatz 8 FAG M-V) 

In § 22 Absatz 8 FAG M-V sind nunmehr Sonderlasten aufgrund von Maßnahmen, die bis zum 

30. Juni 2024 im Zusammenhang mit der Bewältigung einer möglichen Energie- und Gas-

mangellage in den Jahren 2022 und 2023 abgeschlossen werden, grundsätzlich anerkennungs-

fähig. Anträge auf Sonderbelastungszuweisung sind bis zum 30. September 2024 zu 

beantragen.  

 bisherige 

Zuweisungen 

in den Jahren 

2022/2023 in Euro 

neue Zuweisungen 

ab dem Jahr 2024 

in Euro 

Ämter/amtsfreie Gemeinden 51 250 000 60 700 000 

kreisfreie Städte  43 600 000 44 100 000 

große kreisangehörige Städte 17 450 000 17 3000 000 

Landkreise 128 600 000 120 200 000 

Vermessungs- und Geoinformationsbehörden 

und Geschäftsstellen der Gutachterausschüsse 

28 900 000 31 450 000 

Gesamtzuweisung 269 800 000 273 750 000 
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Finanzierung des kooperativen E-Governments (§ 24a FAG M-V) 

Das Budget des Lenkungsausschusses E-Government (LA E-Gov), das über das FAG M-V 

bereitgestellt wird, soll deutlich angehoben werden, um Kostensteigerungen auszugleichen und 

zusätzliche Projekte umsetzen zu können. So wurden auf der Grundlage des Beschlusses vom 

15. November 2022 des LA E-Gov weitere Maßnahmen zur Forcierung des kooperativen E-

Governments abgestimmt, die erhebliche Mehrwerte erwarten lassen und deren zentrale 

Finanzierung der Bewirtschaftungskosten durch FAG-Mittel in einem vertretbaren Rahmen 

bleiben. Die Liste der Maßnahmen wurde inhaltlich am 17. April 2023 vom LA E-Gov 

bestätigt. Sie umfasst beispielsweise das Rollout eines zentralen Schulmanagementverfahrens 

in ca. 500 öffentlichen Schulen Mecklenburg-Vorpommerns. Die Ausarbeitung der Maß-

nahmen erfolgte in kleineren Arbeitsgruppen von Vertretern aus kommunalen Verwaltungen 

und zum Teil direkt unter Beteiligung der kommunalen Landesverbände. Im vorberatenden 

Gremium des LA E-Gov, der AG Kooperatives E-Government, wurde eine zentrale Finan-

zierung über den FAG-Vorwegabzug nach § 24a FAG M-V aus fachlicher Sicht befürwortet. 

Eine grundsätzliche Befürwortung erfolgte auch im LA E-Gov.  

 

Zusätzliche Mittel zur Förderung der Infrastruktur der Feuerwehren (§ 25 FAG M-V) 

Der Koalitionsausschuss hat sich unter anderem darauf verständigt, aus dem positiven 

Jahresergebnis des Haushaltes 2022 50 Millionen Euro für die Infrastruktur der Feuerwehren, 

insbesondere für Feuerwehrgerätehäuser, zur Verfügung zu stellen. Diese Mittel sollen über 

Sonderbedarfszuweisungen (§ 25 FAG M-V) ausgereicht werden. 

 

Anpassung §§ 18 und 27 FAG M-V an die Grundsteuerreform 

Die in Anlehnung an die entsprechende Regelung für den bundesstaatlichen Finanzausgleich 

gefasste Übergangsregelung in § 18 FAG M-V sorgt für eine schrittweise Berücksichtigung der 

durch die Grundsteuerreform veränderten Steuerkraftzahlen. Der Gesetzentwurf befasst sich 

dabei ausschließlich mit dem Reformeffekt im Finanzausgleichsjahr 2027, dem vierten und 

letzten Jahr, für das die Nivellierungshebesätze in Absatz 1 festgesetzt werden. Die Steuer-

kraftzahlen für die Grundsteuern und die entsprechenden Nivellierungshebesätze für das Jahr 

2027 werden danach zu zwei Dritteln aus den Daten zu den Grundsteueraufkommen und 

örtlichen Hebesätzen der Kommunen des Jahres 2024 und zu einem Drittel aus den Daten zu 

den Grundsteueraufkommen und örtlichen Hebesätzen der Kommunen des Jahres 2025 

ermittelt. Die Fortführung der Übergangsregelung wäre systematisch mit der FAG-Änderung 

2028, frühestens jedoch mit der FAG-Änderung 2026 umzusetzen, da zuvor die gutachterliche 

Empfehlung hierzu im Rahmen des Gutachtens zum horizontalen Finanzausgleich zur 

FAG-Änderung 2026 abzuwarten ist. 

 

Die neuen Sonderregelungen in § 27 FAG M-V für die Antragsjahre 2026 und 2027 tragen der 

erstmaligen Anwendung der neuen Bemessungsgrundlagen nach dem Grundsteuer-Reform-

gesetz für die Erhebung der Grundsteuern A und B im Haushaltsjahr 2025 Rechnung. Für 

kreisangehörige Gemeinden setzt die Gewährung einer Mindestzuweisung oder einer Sonder- 

und Ergänzungszuweisung nach § 27 FAG M-V grundsätzlich unter anderem voraus, dass die 

Hebesätze für die Realsteuern mindestens 20 Hebesatzpunkte über dem gemeindegrößen-

abhängigen Durchschnittswert des Haushaltsvorvorjahres gemäß dem Realsteuervergleich des 

Statistischen Amtes liegen. Aufgrund der grundlegenden Änderung der Bemessungsgrundlagen 

für die Grundsteuererhebung und mit Blick auf das seitens des Bundesgesetzgebers verfolgte 

Ziel der Aufkommensneutralität sind die diesbezüglichen Regelungen in § 27 FAG M-V 

vorübergehend anzupassen.  
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Durch die für die Antragsjahre 2026 und 2027 nunmehr erfolgte Bezugnahme auf die zu 

erzielenden Einzahlungen, mithin auf das Aufkommen statt wie bisher auf die Hebesätze für 

die Grundsteuern A und B, wird eine Festsetzung der Hebesätze im Sinne der angestrebten 

Aufkommensneutralität ermöglicht, ohne dass defizitäre Gemeinden auf Hilfen zum Haushalts-

ausgleich oder Sonderzuweisungen nach § 27 FAG M-V verzichten müssten. 

 

Sonderzuweisungen für investive Zwecke (§ 27 FAG M-V) 

Die Neuregelung in § 27 Absatz 6 FAG M-V fördert die Eigeninvestitionskraft der Kommunen, 

die sich in der Haushaltskonsolidierung befinden, indem diese zusätzlich zur Konsolidierungs-

zuweisung oder Sonder- und Ergänzungszuweisung eine ergänzende Sonderzuweisung für 

investive Zwecke in Höhe von 4 Prozent der Schlüsselzuweisungen des Haushaltsvorjahres 

erhalten können. Diese Zuweisung soll die betroffenen Kommunen auch bei der Aufbringung 

des Eigenanteils für die Gemeinsame Infrastrukturpauschale Schulbau unterstützen. 

 

Mit Artikel 2 werden die Verbundquote des Kommunalen Finanzausgleichs und die Höhe der 

Zuführungen sowie der Kreditaufnahmen nach dem Kommunalen Ausgleichsfondsgesetz 

Mecklenburg-Vorpommern in den Jahren 2024 bis 2025 (Verbundquotenfestlegungsgesetz 

2024/2025 – VQFG) und damit der quotale Anteil der Kommunen an den Einnahmen des 

Landes gesetzlich festgelegt. Die Verbundquote wird auf 19,842071 Prozent für das Haushalts-

jahr 2024 und 19,568740 Prozent für das Haushaltsjahr 2025 festgelegt. Damit kommt das Land 

seiner Verpflichtung aus Artikel 106 Absatz 7 GG nach. 

 

Mit Artikel 3 wird der aktuell geltende Sockelbetrag in § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des 

Gesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des Zweiten Buches Sozial-

gesetzbuch über einen Zeitraum von fünf Jahren, erstmals ab dem Jahr 2026, abgesenkt. Im 

Zeitraum 2026 bis 2030 erfolgt eine Absenkung des Sockelbetrages um 14 Prozent jährlich 

(bezogen auf das Ausgangsniveau), was einem jährlichen Betrag von rund 5,96 Millionen Euro 

entspricht. Ab dem Jahr 2030 gilt ein Sockelbetrag von 12,75 Millionen Euro. Mit Anpassung 

des Sockelbetrages an die Ausgabenentwicklung im Wohngeldbereich und den Entlastungen 

auf dem Arbeitsmarkt wird den beiderseitigen Interessenlagen von Land und Kommunen 

Rechnung getragen. Bis zum Jahr 2026 werden sich die Landesregierung und die kommunalen 

Landesverbände zudem verständigen, ob eine Überführung des Sockelbetrages als Vorweg-

abzug im FAG M-V für Soziallasten möglich und angesichts der Bedeutung dieser Bereiche für 

die kommunale Finanzausstattung für die Landkreise und kreisfreien Städte angezeigt ist.  

 

Mit Artikel 4 wird das Gesetz zur Übertragung der Zuständigkeit der Gemeinden für die 

Festsetzung und Erhebung der Grundsteuer (Grundsteuerzuständigkeitsgesetz) um eine 

Regelung zur Ermittlung und Veröffentlichung aufkommensneutraler Hebesätze im Rahmen 

der Grundsteuerreform ergänzt. 
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C Alternativen 

 

Der Änderungsbedarf in Artikel 1 ergibt sich überwiegend aufgrund gesetzlicher Über-

prüfungspflichten (kommunale Beteiligungsquote, Zuweisungen übertragener Wirkungskreis, 

relative Mindestfinanzausstattung, investive Bindung von Schlüsselzuweisungen).  

 

Die Erhöhung des Vorwegabzuges für Sonderbedarfszuweisungen um je 25 Millionen Euro in 

den Jahren 2024 und 2025 ist erforderlich, um Investitionen in die Infrastruktur der Feuer-

wehren, vor allem für Feuerwehrgerätehäuser, zu unterstützen. Die Sonderbedarfszuweisung 

ist ein bewährtes Instrument für entsprechende Förderungen, dementsprechend ist der 

Vorwegabzug zu erhöhen. Da die Finanzausgleichsmasse im gleichen Umfang vom Land 

aufgestockt wird, verringert die Erhöhung des Vorwegabzuges die Schlüsselmasse nicht. Der 

Verzicht auf das Förderprogramm hätte negative Auswirkungen auf die Feuerwehrinfrastruktur 

und damit den Brandschutz in Mecklenburg-Vorpommern. Die Schaffung eines neuen 

speziellen Förderinstruments außerhalb des FAG M-V würde zusätzlichen Verwaltungs- und 

Abstimmungsaufwand ohne Mehrwert für die Zuwendungsempfänger bedeuten und kommt 

daher nicht infrage.  

 

Der Verzicht auf die Erhöhung des Vorwegabzuges für kooperatives E-Government hätte zur 

Folge, dass bewährte Projekte aufgrund der Kostensteigerungen eingestellt und neue Projekte 

mit erheblichem Mehrwert für die Bevölkerung und die Kommunen nicht in Angriff genommen 

werden können. 

 

Die Aufnahme der Ausnahmeregelung aufgrund der Grundsteuerreform in § 27 FAG M-V stellt 

sicher, dass die Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen für die Kommunen planbar und die 

Norm in den kommenden Jahren rechtssicher anwendbar ist, weshalb darauf nicht verzichtet 

werden kann. 

 

Artikel 2 des Gesetzes ist alternativlos. Mit dem hier enthaltenen Gesetz wird die verfassungs-

rechtliche Vorgabe des Artikel 106 Absatz 7 GG umgesetzt, der die Festlegung einer 

Verbundquote vorschreibt. 

 

Mit Artikel 3 wird das Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des 

Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (Landesausführungsgesetz SGB II) geändert. Die Änderung 

trägt den Interessen von Land und Kommunen sowie den veränderten Rahmenbedingungen 

Rechnung. Eine Alternative läge in der vollständigen Streichung von § 10 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 2 des Landesausführungsgesetzes SGB II und der Überführung eines Teilbetrages in 

das Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern. 

 

Mit Artikel 4 wird die Transparenz der Grundsteuerreform auf kommunaler Ebene durch 

landeseinheitliche Vorgaben gewährleistet. Alternativ wurde geprüft, vonseiten des Landes ein 

Transparenzregister zu erstellen. Hiervon musste Abstand genommen werden, weil der 

Finanzverwaltung des Landes die erforderlichen Datengrundlagen nicht vollumfänglich in 

auswertbarer Form vorliegen und die Berechnungen daher zu nicht belastbaren Ergebnissen 

führen würden.  
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D Notwendigkeit (§ 3 Absatz 1 Satz 1 GGO II) 

 

Der Kommunale Finanzausgleich kann ausschließlich durch Gesetz geregelt werden.  

 

Es besteht ein erhebliches öffentliches Interesse an einer transparenten Darstellung der 

Wirkungen der Grundsteuerreform und damit an einer landesweit einheitlichen Ermittlung und 

Veröffentlichung aufkommensneutraler Grundsteuerhebesätze durch die Gemeinden. Das kann 

nur durch ein Landesgesetz sichergestellt werden.  

 

 
E Finanzielle Auswirkungen auf die Haushalte des Landes und der Kommunen 

 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

 

Die Ausgaben des Landes erhöhen sich durch die Änderungen des Finanzausgleichsgesetzes 

Mecklenburg-Vorpommern in den Jahren 2024 und 2025 um rund 61 Millionen Euro. Davon 

entfallen auf die kommunale Beteiligungsquote rund 7 Millionen Euro, auf den Festbetrag für 

den übertragenen Wirkungskreis rund 4 Millionen Euro, auf die Gemeinsame Infrastruktur-

pauschale Schulbau 25 Millionen Euro und auf Sonderbedarfszuweisungen 25 Millionen Euro 

pro Jahr. Darüber hinaus wird die Finanzausgleichsmasse des Jahres 2024 haushaltsneutral aus 

dem KFA-Abrechnungsbetrag 2022 verstärkt. 

 

Soweit die Wohngeldausgaben des Landes auf dem derzeitigen hohen Niveau verbleiben, 

ergeben sich ab dem Jahr 2026 geringere Zuweisungen für Wohngeldeinsparungen 

entsprechend der Absenkungsbeträge von jährlich 5,96 Millionen Euro in Artikel 3. 

 

 

2. Vollzugsaufwand 

 

Die Umsetzung der dargestellten Änderungen im Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-

Vorpommern erfordert einen zusätzlichen, jedoch geringfügigen Vollzugsaufwand im 

Statistischen Amt Mecklenburg-Vorpommern und im Ministerium für Inneres, Bau und 

Digitalisierung. Dieser Vollzugsaufwand führt jedoch nicht zu einem finanziellen Mehr-

aufwand. 

 

Die Umsetzung der Änderungen im Gesetz zur Übertragung der Zuständigkeit der Gemeinden 

für die Festsetzung und Erhebung der Grundsteuern erfolgt durch die Gemeinden im Rahmen 

der ohnehin vorzunehmenden Haushaltsplanaufstellung für das Jahr 2025. Es wird den 

Gemeinden damit grundsätzlich keine zusätzliche Last auferlegt. Vielmehr haben die 

Gemeinden im Rahmen der Haushaltsplanung Berechnungen anzustellen, wie sie unter 

anderem durch Bestimmung der Hebesätze zu ihren im Haushaltsplan veranschlagten Einzah-

lungen und Erträgen kommen. Dabei wird davon ausgegangen, dass die Kommune auch die 

aufkommensneutralen Hebesätze berechnet und dann im nächsten Schritt prüft, ob diese 

gegebenenfalls angepasst werden müssten. Nach § 25 Absatz 2 des Grundsteuergesetzes 

(GrStG) ist der Hebesatz für ein oder mehrere Kalenderjahre, höchstens jedoch für den 

Hauptveranlagungszeitraum der Steuermessbeträge festzusetzen. Daraus ergibt sich in jedem 

Fall ein Handlungsbedarf für das Kalenderjahr 2025. Außerdem besteht nach § 16 Absatz 1 der 

Kommunalverfassung für allgemein bedeutsame Angelegenheiten ohnehin eine Informations-

pflicht. 
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F Sonstige Kosten 

 

Keine. 

 

 
G Bürokratiekosten 

 

Keine. 
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DIE MINISTERPRÄSIDENTIN Schwerin, den 7. November 2023 
DES LANDES 
MECKLENBURG-VORPOMMERN 

 

 

 

 

 

An die 

Präsidentin des Landtages 

Mecklenburg-Vorpommern 

Frau Birgit Hesse 

Lennéstraße 1 

 

19053 Schwerin 

 

 

 

 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Finanzbeziehungen zwischen Land und 

Kommunen in Mecklenburg-Vorpommern 

 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

 

als Anlage übersende ich Ihnen den von der Landesregierung am 7. November 2023 

beschlossenen Entwurf des vorbezeichneten Gesetzes mit Begründung.  

 

Ich bitte Sie, die Beschlussfassung des Landtages herbeizuführen. 

 

Federführend ist das Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 
Manuela Schwesig 
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ENTWURF 
 
eines Gesetzes zur Anpassung der Finanzbeziehungen zwischen Land und 
Kommunen in Mecklenburg-Vorpommern  
 

 

 

 

 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

 

 
Artikel 1 

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern 

 

Das Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vom 9. April 2020 (GVOBl. M-V 

S. 166), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Dezember 2022 (GVOBl. M-V 

S. 635) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

 

a) Nach der Angabe zu § 10 wird folgende Angabe eingefügt: 

 

„§ 10a Mittelentnahme für Zuweisungen für Infrastruktur zur Erfüllung von 

Schulträgeraufgaben“. 

 

b)  Die Angaben zu § 35 und zum Abschnitt 9 werden gestrichen. 

 

2. § 6 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 1 werden die Angabe „30,978 Prozent“ durch die Angabe „31,051 Prozent“ 

und die Angabe „69,022 Prozent“ durch die Angabe „68,949 Prozent“ ersetzt. 

 

b) In Absatz 3 werden die Angabe „2022“ durch die Angabe „2024“ und die Angabe 

„269 800 000 Euro“ durch die Angabe „273 750 000 Euro“ ersetzt. 

 

3. § 10 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 2 werden die Sätze 4 und 5 aufgehoben. 

 

b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 

„Das Land stellt den Kommunen zur Aufstockung der Sonderbedarfszuweisungen in den 

Jahren 2024 und 2025 jeweils 25 000 000 Euro zur Verfügung.“ 
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4. Nach § 10 wird folgender § 10a eingefügt: 

 

„§ 10a 

Mittelentnahme für Zuweisungen für Infrastruktur zur Erfüllung von Schulträgeraufgaben 

 

(1) Von den Finanzausgleichsleistungen des Landes werden in den Jahren 2024 bis 2027 

jeweils 25 000 000 Euro für Infrastrukturinvestitionen für allgemeinbildende Schulen bereit-

gestellt. Das Land stellt im selben Zeitraum für denselben Zweck jährlich Mittel in gleicher 

Höhe bereit. Die Mittel nach den Sätzen 1 und 2 werden den kreisfreien Städten und 

Landkreisen wie folgt jährlich zugewiesen: 

 

Hanse- und Universitätsstadt Rostock 5 532 000 Euro, 

Landeshauptstadt Schwerin 2 982 000 Euro, 

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 8 286 000 Euro, 

Landkreis Rostock 7 011 000 Euro, 

Landkreis Vorpommern-Rügen 6 827 000 Euro, 

Landkreis Nordwestmecklenburg 5 324 000 Euro, 

Landkreis Vorpommern-Greifswald 7 042 000 Euro, 

Landkreis Ludwigslust-Parchim 6 996 000 Euro. 

 

(2) Die Mittel nach Absatz 1 werden den kreisfreien Städten und Landkreisen als Träger der 

Schulentwicklungsplanung als allgemeine Zuweisungen für Investitionen und Investitions-

förderungsmaßnahmen bei der Wahrnehmung von Schulträgeraufgaben für allgemein-

bildende Schulen zugewiesen. Von den Zuweisungen werden den kreisfreien Städten und 

Landkreisen sowie durch die Landkreise den kreisangehörigen kommunalen Schulträgern 

im Jahr 2024 20 Prozent und in den Jahren 2025 bis 2027 jeweils 10 Prozent pauschal für 

kleinere Vorhaben zur Verfügung gestellt. Die Mittel nach Satz 2 können auch für 

Instandhaltungsmaßnahmen eingesetzt werden; § 12 Nummer 6 und § 14 Absatz 6 der 

Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik finden entsprechende Anwendung.  

 

(3) Voraussetzungen für die Verwendung der Mittel nach Absatz 1 sind, dass bei jeder 

finanzierten Maßnahme mindestens in gleicher Höhe Eigenmittel eingesetzt werden und die 

Umsetzung der finanzierten Maßnahmen planmäßig bis zum 30. Juni des auf die Gewährung 

der Zuweisungen folgenden Jahres begonnen wird.  

 

(4) Kreisfreie Städte und Landkreise erstellen priorisierte Projektlisten zur Verteilung der 

Zuweisungsteilbeträge, die nicht Absatz 2 Satz 2 und 3 unterliegen. Die Landkreise 

bestimmen durch Satzung das Verfahren zur Erstellung der priorisierten Projektlisten und 

zur Verteilung der Zuweisungsteilbeträge nach Absatz 2 Satz 2 und 3. Bei der Verteilung 

der Zuweisungsbeträge und bei der Erstellung der priorisierten Projektlisten sind die 

kreisangehörigen kommunalen Schulträger angemessen zu beteiligen. 
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(5) Es wird eine Lenkungsgruppe beim für Bildung zuständigen Ministerium eingerichtet, 

die sich aus je einem Vertreter des für Bildung zuständigen Ministeriums, des für Finanzen 

zuständigen Ministeriums, des für Kommunalangelegenheiten zuständigen Ministeriums, 

des Städte- und Gemeindetages Mecklenburg-Vorpommern e. V. und des Landkreistages 

Mecklenburg-Vorpommern e. V. zusammensetzt. Sie entscheidet zeitnah durch ein-

stimmigen Beschluss über die priorisierten Projektlisten. Die Zustimmung zu einer priori-

sierten Projektliste kann versagt werden, wenn die Finanzierung der Maßnahme anderweitig 

wirtschaftlich gesichert oder eine angemessene Beteiligung kreisangehöriger kommunaler 

Schulträger an den Zuweisungsbeträgen nicht vorgesehen ist. Bei jeder versagten 

Zustimmung verlängert sich die Frist nach Absatz 3 um jeweils drei Monate.  

 

(6) Die Zuweisungsteilbeträge nach Absatz 2 Satz 2 werden durch das für Kommunal-

angelegenheiten zuständige Ministerium spätestens bis zum 30. Juni des Haushaltsjahres 

ausgezahlt. Die Auszahlung der restlichen Mittel erfolgt nach Zustimmung der Lenkungs-

gruppe nach Absatz 5 zu der jeweiligen priorisierten Projektliste. Die Landkreise leiten die 

Mittel entsprechend der festgelegten Verteilung an die zuständigen Schulträger anteilig 

weiter. Sollte die nach Satz 2 für die Auszahlung erforderliche Zustimmung der Lenkungs-

gruppe nach Absatz 5 für Zuweisungsbeträge nach Absatz 1 bis zum 30. November 2028 

nicht erteilt werden, werden die verbleibenden Zuweisungsmittel zu 50 Prozent der Finanz-

ausgleichsmasse des Jahres 2029 zugeführt und im Übrigen an den Landeshaushalt 

abgeführt.“ 

 

5. § 11 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

 

a) Die Sätze 1 und 4 werden aufgehoben.  

 

b) Der neue Satz 3 wird wie folgt gefasst:  

 

„Abweichend von Absatz 3 wird der positive Abrechnungsbetrag für das Jahr 2022 in 

Teilbeträgen von 45 000 000 Euro im Jahr 2023 sowie 26 800 000 Euro im Jahr 2024 und 

10 000 000 Euro im Jahr 2025 zur Erhöhung der Finanzausgleichsmasse verwendet.“ 

 

6. In § 13 werden nach den Wörtern „§ 10 Absatz 4 und 5“ die Wörter „und der nach § 10a“ 

eingefügt. 

 

7. § 14 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Buchstabe a wird die Angabe „269 800 000 Euro“ durch die Angabe 

„273 750 000 Euro“ ersetzt. 

 

b) In Buchstabe b werden nach dem Wort „Finanzausgleichsmasse“ die Wörter 

„aufgerundet auf volle Millionen Euro“ eingefügt. 

 

c) In Buchstabe d werden die Wörter „25 000 000 Euro in den Jahren 2023 bis 2025“ durch 

die Wörter „25 000 000 Euro im Jahr 2023, jeweils 50 000 000 Euro in den Jahren 2024 

und 2025“ ersetzt. 

 

d) In Buchstabe g wird die Angabe „2 700 000 Euro“ durch die Angabe „7 575 000 Euro“ 

ersetzt. 
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8. § 18 wird wie folgt geändert:  

 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Angabe „2020 bis 2023“ durch die Angabe „2024 bis 

2027“, die Angabe „323 Prozent“ durch die Angabe „338 Prozent“, die Angabe 

„427 Prozent“ durch die Angabe „438 Prozent“ und die Angabe „381 Prozent“ durch 

die Angabe „390 Prozent“ ersetzt. 

 

b) In Absatz 1 wird nach Satz 2 folgender Satz eingefügt: 

 

„Abweichend von Satz 2 werden die Nivellierungshebesätze für Grundsteuer A und 

Grundsteuer B im Jahr 2027 ermittelt, indem jeweils die Summe aus zwei Dritteln des 

Gesamtistaufkommens des Jahres 2024 und einem Drittel des Gesamtistaufkommens 

des Jahres 2025 durch die Summe der Grundsteuermessbeträge aller Gemeinden nach 

Absatz 2 Satz 2 geteilt wird.“ 

 

c) Im neuen Satz 4 werden die Angabe „2024“ durch die Angabe „2028“ und die Angabe 

„2022“ durch die Angabe „2026“ ersetzt. 

 

d) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „des Istaufkommens“ durch die Wörter „der 

Istaufkommen“ ersetzt. 

 

e) In Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt: 

 

„Abweichend von Satz 1 werden die Messbeträge von Grundsteuer A und Grundsteuer 

B im Jahr 2027 zu zwei Dritteln durch Teilung der Istaufkommen des Jahres 2024 durch 

die örtlichen Hebesätze des Jahres 2024 und zu einem Drittel durch Teilung der 

Istaufkommen des Jahres 2025 durch die örtlichen Hebesätze des Jahres 2025 ermittelt.“ 

 

9. § 21 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Satz 1 werden die Angabe „2023“ durch die Angabe „2025“ und die Angabe „2024“ 

durch die Angabe „2026“ ersetzt. 

 

b) In Satz 2 werden die Angabe „2023“ durch die Angabe „2027“ und die Angabe „2024“ 

durch die Angabe „2028“ ersetzt. 

 

10. § 22 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „51 250 000 Euro“ durch die Angabe 

„60 700 000 Euro“ ersetzt. 

 

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „17 450 000 Euro“ durch die Angabe 

„17 300 000 Euro“ ersetzt. 

 

cc) In Nummer 3 wird die Angabe „43 600 000 Euro“ durch die Angabe 

„44 100 000 Euro“ ersetzt. 

  



Landtag Mecklenburg-Vorpommern - 8. Wahlperiode  Drucksache 8/2759 

  

15 

 

dd) In Nummer 4 wird die Angabe „128 600 000 Euro“ durch die Angabe 

„120 200 000 Euro“ ersetzt. 

 

ee) In Nummer 5 wird die Angabe „28 900 000 Euro“ durch die Angabe 

„31 450 000 Euro“ ersetzt. 

 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „1 bis 3“ durch die Angabe „1 und 2“ ersetzt. 

 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

 

„Die Verteilung der Zuweisungen nach Absatz 2 Nummer 3 erfolgt zu 80 Prozent 

im Verhältnis der Einwohnerzahlen und zu 20 Prozent im Verhältnis der in 

Einwohnerzahlen umgerechneten Gebietsflächenanteile als Produkt der Gebiets-

fläche und der durchschnittlichen Einwohnerzahl je Quadratkilometer der kreis-

freien Städte.“ 

 

c) Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

 

„(7) In besonderen Ausnahmefällen kann einzelnen kommunalen Aufgabenträgern, bei 

denen es zu einer außerordentlichen und erheblichen Unterdeckung durch Sonderlasten 

bei Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 1 kommt, auf Antrag eine Sonderbelastungs-

zuweisung für abgelaufene Haushaltsjahre gewährt werden. Der Antragsteller hat der 

jeweils zuständigen obersten Fachaufsichtsbehörde und dem für Kommunalangelegen-

heiten zuständigen Ministerium die Sonderlast und die beabsichtigte Antragstellung 

unverzüglich beim Entstehen der Sonderlast anzuzeigen. Der Antrag auf eine Sonder-

belastungszuweisung ist beim für Kommunalangelegenheiten zuständigen Ministerium 

bis zum 31. März des Folgejahres zu stellen. Sonderbelastungszuweisungen werden nur 

gewährt, sofern die jeweils zuständige oberste Fachaufsichtsbehörde zuvor die finan-

ziellen Mehrbelastungen der Aufgabenwahrnehmung dem Grunde und dem Umfang 

nach als erforderlich anerkannt und bestätigt hat. Dabei bleiben nicht notwendige 

Ausgaben außer Ansatz, zumutbare, jedoch nicht ausgeschöpfte Einnahmen werden 

angerechnet. Die jeweils zuständige oberste Fachaufsichtsbehörde erlässt für die 

Aufgabenwahrnehmung nach Satz 1 geeignete Regelungen als Grundlage für die 

Prüfung nach Satz 4, es sei denn, der Erlass wäre nicht zweckmäßig oder für die Prüfung 

nach Satz 4 nicht erforderlich. Das für Kommunalangelegenheiten zuständige 

Ministerium stellt nach erfolgter Bestätigung der jeweils zuständigen obersten 

Fachaufsichtsbehörde den Umfang der Unterdeckung fest. Als Maßstab für die 

Unterdeckung werden die Daten der jeweils letzten Kostenermittlung nach den 

Absätzen 5 und 6 herangezogen.“ 
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d) Absatz 8 Satz 1 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

 

„Für Sonderlasten im Zusammenhang mit der Bewältigung einer möglichen Energie- 

und Gasmangellage in den Jahren 2022 und 2023, die bis zum 30. Juni 2024 abgerechnet 

sind, können kommunale Aufgabenträger bis zum 30. September 2024 eine Sonder-

belastungszuweisung zum Ausgleich notwendiger Ausgaben beantragen. Eine Sonder-

belastungszuweisung wird gewährt, sofern die Fachaufsichtsbehörden zuvor die finan-

ziellen Mehrbelastungen der Aufgabenwahrnehmung dem Grunde und dem Umfang 

nach als erforderlich anerkannt und bestätigt haben.“ 

 

11. In § 24 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „Satz 2“ durch die Angabe „Satz 1“ ersetzt. 

 

12. § 24a Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

 

„(1) Zur Finanzierung 

a) kommunaler Anteile am Betrieb kooperativer E-Government-Komponenten des Landes 

einschließlich zentraler Infrastrukturen, 

b) von Aufbau und Betrieb gemeinsamer Komponenten der Kommunen im E-Government 

einschließlich zentraler Infrastrukturen, 

c) kommunaler Anteile für kooperative Digitalisierungsvorhaben und -projekte, 

d) kommunaler Anteile an einer zentralen Landesredaktion gemäß § 3 Absatz 2a des 

E-Government-Gesetzes Mecklenburg-Vorpommern und 

e) kommunaler Anteile für Personal- und Sachkosten des Büros kooperatives 

E-Government 

stehen die nach § 14 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe g bereitgestellten Mittel zur 

Verfügung.“ 

 

13. § 25 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Satz 1 werden die Wörter „25 000 000 Euro in den Jahren 2023 bis 2025“ durch die 

Wörter „25 000 000 Euro im Jahr 2023, jeweils 50 000 000 in den Jahren 2024 und 

2025“ ersetzt. 

 

b) In Satz 3 werden die Wörter „§ 27 Absatz 2 und 4“ durch die Wörter „§ 27 Absatz 2, 4 

und 6“ ersetzt. 

 

14. § 27 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

 

„(6) Zuweisungsempfänger nach Absatz 1 oder Absatz 2, die im Haushaltsjahr auf eine 

investive Verwendung von Schlüsselzuweisungen nach § 15 Absatz 4 verzichten, 

erhalten in den Antragsjahren 2024 bis 2027 ergänzend zur Zuweisung nach Absatz 1 

oder Absatz 2 eine Sonderzuweisung für investive Zwecke in Höhe von 4 Prozent der 

ihnen im Haushaltsvorjahr gewährten Schlüsselzuweisungen. Die Gewährung erfolgt 

als Kapitalzuschuss.“ 
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b) Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

 

„(7) Für die Antragstellung im Jahr 2026 sind abweichend von Absatz 1 Satz 3 

Nummer 1 und Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 die Hebesätze für die Grundsteuern A und B 

im Haushaltsvorjahr so festzusetzen, dass Einzahlungen mindestens in der Höhe erzielt 

werden, die im Haushaltsjahr 2023 erzielt worden wären, wenn die entsprechenden 

Hebesätze im Haushaltsjahr 20 Hebesatzpunkte über dem jeweiligen Durchschnitts-

hebesatz für das Jahr 2023 nach Absatz 4 Satz 4 festgesetzt worden wären. Für die 

Antragstellung im Jahr 2027 gilt Satz 1 entsprechend mit der Maßgabe, dass Einzah-

lungen mindestens in der Höhe erzielt werden, die im Haushaltsjahr 2024 erzielt worden 

wären, wenn die entsprechenden Hebesätze im Haushaltsjahr 20 Hebesatzpunkte über 

dem jeweiligen Durchschnittshebesatz für das Jahr 2024 nach Absatz 4 Satz 4 

festgesetzt worden wären. Die Möglichkeit, Mindereinzahlungen bei einer Realsteuerart 

durch Mehreinzahlungen bei einer anderen Realsteuerart auszugleichen, bleibt bei der 

Antragstellung in den Jahren 2026 und 2027 unberührt.“ 

 

15. § 30 wird wie folgt geändert:  

 

a) Absatz 3 wird aufgehoben.  

 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und in Satz 2 wird das Wort „Kommunales“ durch 

das Wort „Kommunalangelegenheiten“ ersetzt. 

 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4 und wie folgt geändert: 

 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

 

„Dies gilt auch bei Abschlagszahlungen nach § 32 Absatz 1 Satz 2.“ 

 

bb) Im neuen Satz 3 werden die Wörter „den Absätzen 2 und 3“ durch die Angabe 

„Absatz 2“ ersetzt. 

 

cc) Im neuen Satz 5 wird das Wort „Kommunales“ durch das Wort „Kommunal-

angelegenheiten“ ersetzt. 

 

16. § 35 wird aufgehoben. 

 

17. Abschnitt 9 wird aufgehoben. 

 

18. Die Anlage wird aufgehoben. 

 

19. In § 6 Absatz 2 Satz 2, § 8 Satz 4, § 14 Absatz 2 Satz 2, § 18 Absatz 4 Satz 3, § 22 Absatz 4 

Satz 2 und Absatz 8 Satz 2, § 25 Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4, § 26 Absatz 1 Satz 2 und 

Absatz 5 Satz 1 und 2, § 27 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz 4 Satz 2 und Absatz 5 

Satz 1, § 28 Absatz 2 Satz 1 bis 4 und Absatz 3 Satz 1, 3 und 5, § 31 Absatz 7, § 32 

Absatz 1 Satz 1, Absatz 3 Satz 1 bis 3 und Absatz 4, § 33 Absatz 3 und 4, § 34 Absatz 1 

Satz 1 und Satz 2 Nummer 1 sowie Absatz 2 Satz 1 wird jeweils das Wort „Kommunales“ 

durch das Wort „Kommunalangelegenheiten“ ersetzt. 
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Artikel 2 

Gesetz zur Festlegung der Verbundquoten des Kommunalen Finanzausgleichs  
und der Höhe der Zuführungen sowie der Kreditaufnahmen nach dem Kommunalen 

Ausgleichsfondsgesetz Mecklenburg-Vorpommern in den Jahren 2024 und 2025 
(Verbundquotenfestlegungsgesetz 2024/2025 – VQFG M-V) 

 
 

§ 1 

 

Das Land stellt den Gemeinden und Landkreisen gemäß § 5 des Finanzausgleichsgesetzes 

Mecklenburg-Vorpommern für ihre Aufgabenwahrnehmung von seinen Anteilen aus den 

Gemeinschaftsteuern, seinem Aufkommen aus den Landessteuern, dem Aufkommen aus dem 

Landesanteil der Gewerbesteuerumlage und der Gewerbesteuer in gemeindefreien Gebieten, 

den Zuweisungen an das Land aus dem bundesstaatlichen Finanzausgleich einschließlich der 

Bundesergänzungszuweisungen sowie den Einnahmen des Landes nach dem Gesetz zur 

Regelung der finanziellen Kompensation zugunsten der Länder infolge der Übertragung der 

Ertragshoheit der Kraftfahrzeugsteuer auf den Bund folgende Anteile zur Verfügung: 

 

1. 19,842071 Prozent im Haushaltsjahr 2024 und 

2. 19,568740 Prozent im Haushaltsjahr 2025. 

 

Bei den Berechnungen der Anteile nach Satz 1 bleiben die in § 8 des Finanzausgleichsgesetzes 

Mecklenburg-Vorpommern auf die Jahre 2024 und 2025 entfallenden Beträge unberück-

sichtigt. 

 

 
§ 2 

 

In den Jahren 2024 und 2025 erfolgen keine Kreditaufnahmen und Zuführungen nach § 3 

Absatz 1 Satz 1 Buchstabe c und d des Kommunalen Ausgleichsfondsgesetzes Mecklenburg-

Vorpommern. 

 

 
Artikel 3 

Änderung des Landesausführungsgesetzes SGB II 

 

§ 10 des Landesausführungsgesetzes SGB II vom 28. Oktober 2004 (GVOBl. M-V S. 502), das 

zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 13. Dezember 2022 (GVOBl. M-V S. 611, 616) 

geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. In Absatz 1 Nummer 2 wird folgender Satz angefügt: 

 

„Die Beträge nach Satz 2 reduzieren sich ab dem Jahr 2026 um jährlich 5 964 300 Euro; ab 

dem Jahr 2030 gelten Beträge von 12 750 000 Euro.“ 

 

2. In Absatz 2 Satz 5 werden die Wörter „Satz 1 Nummer 2 Satz 2“ durch die Wörter 

„Nummer 2 Satz 2 oder Satz 3“ ersetzt. 
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Artikel 4 

Änderung des Grundsteuerzuständigkeitsgesetzes 

 

Das Grundsteuerzuständigkeitsgesetz vom 18. Dezember 1995 (GVOBl. M-V S. 658) wird wie 

folgt geändert: 

 

1. Die Gesetzesüberschrift wird wie folgt gefasst:  

 

„Gesetz zur Übertragung der Zuständigkeiten der Gemeinden für die Festsetzung und 

Erhebung der Grundsteuer und zur Ermittlung aufkommensneutraler Hebesätze 

(GemGrStZustÜHebG M-V)“. 

 

2. Die Kurzbezeichnung „Grundsteuerzuständigkeitsgesetz“ entfällt. 

 

3. § 2 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

 

„Das Finanzamt übermittelt der hebeberechtigten Gemeinde die Daten des Grundsteuer-

mess- und Zerlegungsbescheides und den Zerlegungsbescheid.“ 

 

4. Nach § 2 wird folgender § 3 eingefügt: 

 

„§ 3 

 

(1) Zur Hauptveranlagung 2025 ist durch die Gemeinde ein aufkommensneutraler Hebesatz 

zu ermitteln. Dazu ist das Grundsteueraufkommen der Gemeinde, das aus den Grundsteuer-

messbeträgen nach den für die Grundsteuer ab dem Kalenderjahr 2025 geltenden Rege-

lungen zu erwarten ist, dem Grundsteueraufkommen gegenüberzustellen, das im Haushalts-

plan der Gemeinde für das Kalenderjahr 2024 veranschlagt worden ist. Der aufkommens-

neutrale Hebesatz ist der Hebesatz, der sich ergäbe, wenn die Höhe des Grundsteuer-

aufkommens gleichbliebe. 

 

(2) Die Gemeinde muss den aufkommensneutralen Hebesatz und die Abweichung des von 

der Gemeinde bei der Hauptveranlagung bestimmten Hebesatzes von dem aufkommens-

neutralen Hebesatz in geeigneter Art und Weise veröffentlichen.  

 

(3) § 25 des Grundsteuergesetzes bleibt unberührt.“  

 

5. Der bisherige § 3 wird § 4. 

 
Artikel 5 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

(1) Artikel 1 Nummer 5 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2023 in Kraft.  

 

(2) Die übrigen Bestimmungen des Artikels 1 und Artikel 2 treten zum 1. Januar 2024 in 

Kraft. Gleichzeitig tritt das Verbundquotenfestlegungsgesetz 2022/2023 vom 30. Juni 2022 

(GVOBl. M-V S. 400, 407), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Dezember 

2022 (GVOBl. M-V S. 635, 636) geändert worden ist, außer Kraft.  

 

(3) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am Tag nach der Verkündung in Kraft.  
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Begründung: 
 
 
A Allgemeiner Teil 
 
Zu Artikel 1 – Änderung des Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern 

 

Das Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern (FAG M-V) ist infolge der Durch-

führung gesetzlicher Überprüfungen nach § 6 Absatz 2, § 21 Absatz 1 Satz 1, § 21 Absatz 1 

Satz 2 und § 22 Absatz 4 FAG M-V anzupassen.  

 

Die Prüfung der kommunalen Beteiligungsquote nach § 6 Absatz 1 FAG M-V erfolgte erneut 

auf der Basis eines vereinbarten Rechenverfahrens. Erstmals erfolgte die ergänzende qualitative 

Betrachtung von Finanzkennzahlen in Form eines Verbundindexes. Im Ergebnis der Prüfung 

ist die kommunale Beteiligungsquote im Volumen von 7,03 Millionen Euro zugunsten der 

Kommunen zu ändern. Dies entspricht nach den aktuellen Einnahmeansätzen des Jahres 2024 

einer Quotenanpassung um 0,073 Prozentpunkte. Der Prüfbericht (Anlage 1) wurde am 

9. Juni 2023 im Beirat nach § 34 FAG M-V (FAG-Beirat) vorgestellt und beraten.  

 

Bei den kommunalen Schulträgern besteht ein bisher festgestellter Bedarf an Schulneubau-

investitionen und -sanierungen in Höhe von mindestens 430 Millionen Euro, dem ohne Auf-

legung neuer Förderprogramme im Rahmen einer befristeten Infrastrukturpauschale Rechnung 

getragen werden soll. Durch den neu eingefügten § 10a FAG M-V werden aus dem Landes-

haushalt und von den Finanzausgleichsleistungen des Landes jeweils 25,0 Millionen Euro 

jährlich für vier Jahre bereitgestellt. Die kommunalen Schulträger, die von dieser Gemeinsamen 

Infrastrukturpauschale Schulbau profitieren, müssen in mindestens gleicher Höhe Eigenmittel 

einsetzen, sodass das Investitionsvolumen mindestens 400 Millionen Euro beträgt. 

 

Mit der Änderung des FAG M-V im Rahmen des Haushaltsbegleitgesetzes zum Nachtrags-

haushaltsgesetz 2023 (GVOBl. M-V S. 635) wurde die Verwendung von 65 Millionen Euro 

des Abrechnungsbetrages des Jahres 2022 gesetzlich geregelt. Weitere 25 Millionen Euro des 

Abrechnungsbetrages wurden zur Rückführung des bestehenden Kredites in Höhe von etwa 

25 Millionen Euro im Sondervermögen Kommunaler Ausgleichsfonds M-V eingesetzt. Gemäß 

§ 11 Absatz 3 FAG M-V wäre der verbleibende Abrechnungsbetrag des Jahres 2022 dem 

Kommunalen Ausgleichsfonds Mecklenburg-Vorpommern zuzuführen. Zur Stärkung der 

Schlüsselzuweisungen vereinbarten die Landesregierung und die kommunalen Landesverbände 

jedoch, den verbleibenden Abrechnungsbetrag des Jahres 2022 in Höhe von 

16,8 Millionen Euro den Finanzausgleichsleistungen des Jahres 2024 zuzuführen. Hierfür ist 

eine Änderung von § 11 Absatz 5 FAG M-V erforderlich.  

 

Die Prüfung zur Höhe der relativen Mindestfinanzausstattung zum Jahr 2022 führte dazu, dass 

diese auf dem bestehenden Niveau fortgeführt wurde. Zum Jahr 2024 ist nach § 21 Absatz 1 

Satz 1 FAG M-V in der geltenden Fassung erneut zu prüfen, ob die Parameter der relativen 

Mindestfinanzausstattung zum Zielwert (90 Prozent der durchschnittlichen Finanzkraft aller 

Gemeinden je Einwohner) und zum Ausgleichsgrad (90 Prozent) fortzuschreiben sind. Die 

aktuelle Prüfung, die erneut unter enger Einbeziehung der kommunalen Landesverbände und 

kommunalen Praktiker erfolgt ist, hat die Ergebnisse der vorherigen Prüfung bestätigt.  
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So würde eine Absenkung der Parameter in der Summe Schlüsselzuweisungen weiterhin 

zugunsten der Ober- und Mittelzentren und zulasten der Grundzentren und nicht zentralen Orte 

umverteilen. Kommunalhaushaltsrechtlich besteht in der Gesamtbetrachtung für die Gruppe der 

Ober- und Mittelzentren jedoch kein zusätzlicher Finanzbedarf, der eine Umverteilung durch 

eine Absenkung der relativen Mindestfinanzausstattung erfordern würde. In der Gruppe der 

Grundzentren und nicht zentralen Orte würde die Absenkung der relativen Mindestfinanz-

ausstattung überwiegend zum Verlust von Schlüsselweisungen führen. Davon betroffen wären 

auch 126 der 136 zum Stand 31. Dezember 2022 defizitären Gemeinden dieser Gruppe. Vor 

diesem Hintergrund würde eine Absenkung der Parameter den bisher erfolgreichen kommu-

nalen Haushaltskonsolidierungsprozess konterkarieren und damit gefährden. Dies würde den 

Zielen der FAG-Reform 2020 zuwiderlaufen. Zudem weist die Entwicklung der Mittelbindung 

derzeit keinen eindeutigen Trend auf, sodass die relative Mindestfinanzausstattung weiterhin 

den Charakter eines zielgerichteten Instrumentes hat. Im Ergebnis werden die Parameter der 

relativen Mindestfinanzausstattung für die Jahre 2024 und 2025 nicht verändert. Eine erneute 

Überprüfungspflicht für das Finanzausgleichsjahr 2026 wird mit diesem Gesetzentwurf 

aufgenommen. Der Prüfbericht (Anlage 2) wurde am 9. Juni 2023 im FAG-Beirat vorgestellt 

und beraten.  

 

Gemäß § 21 Absatz 1 Satz 2 FAG M-V in der geltenden Fassung waren erstmals Notwendigkeit 

und Höhe der investiven Bindung von Schlüsselzuweisungen nach § 15 Absatz 4 FAG M-V mit 

Wirkung ab dem Jahr 2024 zu überprüfen. Die Prüfung ergab, dass bislang nur wenige 

Kommunen die Möglichkeit der investiven Bindung nutzten. Im Jahr 2022 waren es sogar nur 

fünf Kommunen. Im Prüfungszeitraum von 2020 bis 2022 haben nur die Städte Rostock, 

Schwerin und Neubrandenburg von der Regelung durchgängig Gebrauch gemacht. Auf sie 

entfallen auch über 95 Prozent der investiv verwendeten Mittel. Die kreisfreien Städte haben 

dabei auch den jährlichen Höchstbetrag für die investive Bindung ausgeschöpft. Über alle 

Kommunen betrachtet wurde die Regelung zwar nur in einem geringen Umfang genutzt. Für 

die einzelne Kommune, die von der Möglichkeit der investiven Nutzung Gebrauch gemacht 

hat, handelt es sich jedoch um eine vergleichsweise hohe Summe, die geeignet ist, verschiedene 

Vorhaben umzusetzen. Der Prüfbericht (Anlage 3) wurde am 9. Juni 2023 im FAG-Beirat 

vorgestellt und beraten. Die Vertreter der kommunalen Landesverbände wiesen darauf hin, dass 

§ 15 Absatz 4 FAG M-V erst im parlamentarischen Verfahren zur FAG-Novelle 2020 aufge-

nommen wurde. Damit hätten Kommunen, die bereits ihren Haushalt 2020 oder sogar auch 

ihren Haushalt 2021 aufgestellt hatten, die Regelung in diesen Jahren nicht mehr berück-

sichtigen können. Im Ergebnis der Beratung im Beirat wurde empfohlen, die Möglichkeit nach 

§ 15 Absatz 4 FAG M-V, bis zu 4 Prozent der Schlüsselzuweisungen für investive Zwecke zu 

binden, bis zum Jahr 2027 unverändert zu belassen und die Regelung im Jahr 2027 mit Wirkung 

ab dem Jahr 2028 erneut zu überprüfen. 

 

Gemäß § 22 Absatz 4 und 5 FAG M-V ist zu überprüfen, ob aufgrund von Veränderungen im 

Aufgabenbestand eine Anpassung des Ausgleichs für übertragene Aufgaben und seiner 

Verteilung notwendig ist. Im Prüfbericht nach § 22 Absatz 4 und 5 FAG M-V (Anlage 4) wird 

die Überprüfung umfangreich dargestellt. Im Wesentlichen wird auf das Verfahren zurück-

gegriffen, das bei der letzten Prüfung zum Jahr 2022 zur Anwendung kam. Auf der Grundlage 

der gutachterlichen Stellungnahme der Kommunalberatung und Service GmbH (KUBUS) 

werden jedoch die Verteilung der Zuweisungsbeträge für die kreisfreien Städte und das 

Verfahren zur Berechnung der Zuweisungssumme für die großen kreisangehörigen Städte 

angepasst. Außerdem wurden Sondererhebungen für die Wohngeldbehörden durchgeführt.  
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Damit wird sichergestellt, dass der kurzfristige Personalaufwuchs in den Wohngeldbehörden, 

der durch das Inkrafttreten der Wohngeldreform zum 1. Januar 2023 erforderlich wurde, erfasst 

wird.  

 

Erneut wird bei der Ermittlung des Personalaufwandes der Kommunen auf den Bericht der 

Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) zu den „Kosten eines 

Arbeitsplatzes“ zurückgegriffen1. Die KGSt hat den bisherigen Betrag für zu berücksichtigende 

Sachkosten unverändert mit 9 700 Euro pro Jahr und Mitarbeiter angesetzt. Zugleich weist die 

KGSt darauf hin, dass aufgrund der stark gestiegenen Energiekosten zu prüfen wäre, ob ein 

Aufschlag bei der Pauschale zu berücksichtigen sei. Diesem Hinweis wurde Rechnung 

getragen, indem auf der Grundlage der von der KGSt bereitgestellten Daten zu den mittleren 

Energieverbrauchskosten und Preisen ein temporärer Zuschlag von 105 Euro pro Jahr und 

Mitarbeiter berücksichtigt wurde. Da der KGSt-Bericht bereits im November 2022 erschien, 

konnte er das Ergebnis der TVöD-Tarifrunde 2023 nicht berücksichtigen. Da die Tarif-

anpassungen jedoch außergewöhnlich hoch ausfallen, trägt die Landesregierung dieser 

einmaligen Sondersituation Rechnung, indem die KGSt-Personalkostensätze auf der Grundlage 

der Verhandlungsergebnisse fortgeschrieben werden.  

 

Die Sondererhebungen für die Wohngeldbehörden, die Erhöhung der Sachkostenpauschale und 

die Berücksichtigung der Ergebnisse der jüngsten Tarifverhandlungen erhöhen die Gesamt-

zuweisungssumme um 34,4 Millionen Euro. Der Prüfbericht (Anlage 4) wurde am 9. Juni 2023 

im FAG-Beirat vorgestellt und beraten.  

 

Der Landkreistag Mecklenburg-Vorpommern e. V. macht im Zusammenhang mit der 

Neufestsetzung der Zuweisungen an die Landkreise nach § 22 Absatz 2 Nummer 4 FAG M-V 

auf erhebliche Unterschiede bei den Nettoausgaben der Landkreise je Flächeneinwohner 

aufmerksam. Die Kritik macht sich im Wesentlichen daran fest, dass die sehr heterogen 

anfallenden Gebühren- und Bußgeldeinnahmen bei der Bestimmung der Effizienzrendite 

Berücksichtigung finden. In dem Zusammenhang wird insbesondere auf den Effekt der nur 

temporär angefallenen erhöhten Einnahmen aus den A20-Blitzern bei Triebsees im Landkreis 

Vorpommern-Rügen Bezug genommen. Die Anwendung der Dateneinhüllungsanalyse (DEA) 

ohne Berücksichtigung der unterschiedlichen Strukturen, der Beeinflussbarkeit sowie der 

Qualität der Aufgabenerfüllung wird abgelehnt. Der Verband fordert vor diesem Hintergrund 

eine jeweils aufgabenbezogene Betrachtung, die die jeweilige Fachaufsicht befähigen würde, 

Hinweise und Auflagen zur wirtschaftlichen Aufgabenerfüllung zu geben. Die einmalige 

Berücksichtigung des aktuellen Tarifabschlusses wird hingegen ausdrücklich begrüßt und die 

zukünftige Verstetigung eingefordert.  

 

Trotz mehrmaliger Bitte der Landesregierung wurden die Daten zu den vom Landkreistag 

Mecklenburg-Vorpommern e. V. thematisierten erhöhten Einnahmen im Landkreis 

Vorpommern-Rügen nicht zur Verfügung gestellt. Erst nach Abschluss des Prüfberichtes nach 

§ 22 Absatz 4 und 5 FAG M-V und im Nachgang der Sitzung des FAG-Beirates vom 

9. Juni 2023 wurden die entsprechenden Daten der Landesregierung zugeleitet. Nach 

Abwägung der Auswirkungen auf die Erhebungssystematik vereinbarten die Landesregierung 

und die kommunalen Landesverbände, dass die Gesamtzuweisungssumme um weitere 

4,35 Millionen Euro auf 273,75 Millionen Euro erhöht wird.  

  

                                                 
1 Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt): Kosten eines Arbeitsplatzes 

2022/2023, November 2022 
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Davon unberührt bleibt, dass nach einer rechts- und finanzwissenschaftlichen Begutachtung im 

Auftrag des Landesrechnungshofes die Anwendung quantitativer Analyseverfahren zur 

Bestimmung eines notwendigen Kostenausgleichs bei wirtschaftlicher und sparsamer 

Verwaltungstätigkeit geboten ist (§ 22 Absatz 6 FAG M-V). Das bestehende Erhebungs- und 

Ausgleichsverfahren im FAG M-V wurde auf der Grundlage der gutachterlichen Empfehlungen 

aus den Jahren 2020 und 2021 weiterentwickelt und hat sich bewährt. Die Argumente des 

Landeskreistages Mecklenburg-Vorpommern e. V. zur bereits zuvor von ihm geäußerten 

pauschalen Ablehnung der DEA vermögen nicht, die gutachterlich bestätige Verfahrensweise 

der Landesregierung infrage zu stellen. Insbesondere sind die vom Verband geforderten Einzel-

betrachtungen verfassungsrechtlich im Rahmen der relativen Konnexität nicht erforderlich und 

würden letztlich auch das Verfahren der Durchführung im Rahmen des kommunalen 

Finanzausgleichs überfordern. Wünschenswert wäre andererseits, dass der Verband eigene 

Ressourcen aufbaut, um seinen Mitgliedern Vergleiche auf der Aufgabenebene zu ermöglichen. 

Die Einflussnahme auf die Kostenentwicklungen bei der Aufgabenwahrnehmung obliegt 

fortwährend allen Fachaufsichtsbehörden. Dies ist eine Gemeinschaftsaufgabe aller Ressorts 

der Landesregierung und kann nicht im Rahmen der Überprüfung nach § 22 Absatz 4 und 5 

FAG M-V erfolgen. Im Übrigen wären aufgabenbezogene Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 

aller Voraussicht nach deutlich nachteilig für die Kommunen, da durch die Gesamtbetrachtung 

Effizienzunterschiede bei einzelnen Aufgaben ausgeglichen werden, während bei der 

Einzelbetrachtung die Effizienzunterschiede aufsummiert werden würden. 

 

Für Sonderlasten in den Jahren 2022 und 2023 im Zusammenhang mit der Bewältigung einer 

möglichen Energie- und Gasmangellage kann den kommunalen Aufgabenträgern gemäß 

geltenden § 22 Absatz 8 FAG M-V auf Antrag im Jahr 2023 eine Sonderbelastungszuweisung 

zum Ausgleich notwendiger Ausgaben gewährt werden. Die unteren Katastrophenschutz-

behörden haben jedoch darauf hingewiesen, dass die nach den ergangenen fachaufsichtlichen 

Weisungen notwendigen Beschaffungen aufgrund von Lieferschwierigkeiten teilweise erst im 

Jahr 2024 realisiert werden können. Um diesem Umstand zu begegnen, wird die Antragsfrist 

verlängert. Darüber hinaus ergibt sich Anpassungs- und Klarstellungsbedarf in Absatz 7. Die 

Norm wird neu gefasst. Im Wesentlichen ist es nunmehr möglich, Erstattungsanträge jährlich 

zu bescheiden, das heißt unabhängig von der zweijährlichen Kostenüberprüfung nach Absatz 4. 

Dadurch können die finanziellen Mehrbelastungen im Besonderen schneller anerkannt und 

ausgeglichen werden.  

 

Zum Finanzausgleichsjahr 2022 wurde mit § 24a FAG M-V ein neuer Vorwegabzug zur 

Finanzierung des kooperativen E-Governments in Höhe von 2,7 Millionen Euro eingeführt. Es 

zeigte sich, dass dieses Budget zu niedrig ist, um Kostensteigerungen auszugleichen und 

zusätzliche Projekte umsetzen zu können. Im Lenkungsausschuss E-Government (LA E-Gov) 

und in der AG Kooperatives E-Government wurden mehrere Maßnahmen zur Forcierung des 

kooperativen E-Governments abgestimmt, die erhebliche Mehrwerte erwarten lassen. Um den 

erhöhten Finanzierungsbedarf zu decken, wird der Vorwegabzug auf 7,575 Millionen Euro 

angehoben.  

 

Im Anschluss an das 50-Millionen-Euro-Paket Sonderprogramm „Zukunftsfähige Feuerwehr“ 

sollen die Freiwilligen Feuerwehren im Land weiter gestärkt werden. Mit dem neuen Programm 

sollen Investitionen in die Infrastruktur der Feuerwehren, vor allem für Feuerwehrgerätehäuser, 

unterstützt werden. Das Land stellt den Kommunen zu diesem Zweck in den Jahren 2024 und 

2025 jeweils 25 Millionen Euro zur Verfügung. Die Mittel werden über Sonderbedarfs-

zuweisungen (§ 25 FAG M-V) zielgerichtet bereitgestellt.  
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Aufgrund des Gesetzes zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts (Grundsteuer-

Reformgesetz) vom 26. November 2019 ändern sich die bisherigen Bewertungen der Grund-

stücke und damit die Bemessungsgrundlagen für die Erhebung der Grundsteuer A und B. 

Erstmals im Jahr 2025 erfolgt die Festsetzung der Hebesätze durch die Gemeinden auf der 

Grundlage der neu festgestellten Werte. Um den geänderten Bemessungsgrundlagen Rechnung 

zu tragen, besteht für Antragstellungen in den Jahren 2026 und 2027 Anpassungsbedarf 

hinsichtlich der hebesatzbezogenen Vorgaben für die Beantragung von Hilfen zum Haushalts-

ausgleich und von Sonderzuweisungen nach § 27 FAG M-V. Damit wird auch defizitären 

Gemeinden die aufkommensabhängige Neufestsetzung der Hebesätze für die Grundsteuer A 

und B ermöglicht, ohne auf Hilfen zum Haushaltsausgleich oder Sonderzuweisungen 

verzichten zu müssen.  

 

Die Grundsteuerreform kann zeitversetzt zu Auswirkungen im kommunalen Finanzausgleich 

führen. Auf ausdrücklichem Wunsch der kommunalen Landesverbände haben sich die Landes-

regierung und die kommunalen Landesverbände auf eine Übergangsregelung verständigt, mit 

der mögliche finanzielle Effekte abgefedert werden. Die Übergangsregelung wird in Anlehnung 

an die Übergangsregelung für den bundesstaatlichen Finanzausgleich gefasst und in § 18 

FAG M-V aufgenommen. Sie sorgt für eine schrittweise Berücksichtigung der durch die 

Grundsteuerreform veränderten Steuerkraftzahlen. Der Gesetzentwurf befasst sich dabei 

ausschließlich mit dem Reformeffekt im Finanzausgleichsjahr 2027, dem vierten und letzten 

Jahr, für das die Nivellierungshebesätze in Absatz 1 festgesetzt werden. Die Steuerkraftzahlen 

für die Grundsteuern und die entsprechenden Nivellierungshebesätze für das Jahr 2027 werden 

danach zu zwei Dritteln aus den Daten zu den Grundsteueraufkommen und örtlichen Hebe-

sätzen der Kommunen des Jahres 2024 und zu einem Drittel aus den Daten zu den 

Grundsteueraufkommen und örtlichen Hebesätzen der Kommunen des Jahres 2025 ermittelt. 

Die Fortführung der Übergangsregelung ab dem Jahr 2028 wäre systematisch mit der 

FAG-Änderung 2028, frühestens jedoch mit der FAG-Änderung 2026 umzusetzen, da zuvor 

die gutachterliche Empfehlung hierzu im Rahmen des Gutachtens zum horizontalen Finanz-

ausgleich zur FAG-Änderung 2026 abzuwarten ist.  

 

Damit Kommunen von der Gemeinsamen Infrastrukturpauschale Schulbau profitieren können, 

müssen sie die entsprechenden Projekte zu mindestens 50 Prozent kofinanzieren. Um 

Kommunen, die sich in der Haushaltskonsolidierung befinden und Hilfen zum Haushalts-

ausgleich beziehungsweise Sonderzuweisungen erhalten, beim Aufbringen dieses Eigenanteils 

und bei weiteren Investitionen zu unterstützen, soll ihre Eigeninvestitionskraft gestärkt werden. 

Durch die Neuregelung in § 27 Absatz 6 FAG M-V können die betroffenen Kommunen eine 

ergänzende Sonderzuweisung für investive Zwecke in Höhe von 4 Prozent der Schlüssel-

zuweisungen des Haushaltsvorjahres erhalten, sofern im Antragsjahr keine investive Bindung 

von Schlüsselzuweisungen nach § 15 Absatz 4 erfolgt.  

 

Im Jahr 2023 beauftragte die Landesregierung Prof. Lenk mit der Analyse der Haushalts- und 

Finanzsituation der Mittel- und Grundzentren in Mecklenburg-Vorpommern mit dem Ziel, zu 

bewerten, ob aufgrund erheblicher struktureller Finanzierungsdefizite bereits vor der 

FAG-Änderung 2026 eine Anpassung der Finanzausgleichsleistungen für die Mittel- und 

Grundzentren, beispielsweise durch eine Verlängerung der Übergangszuweisungen aus 

kommunalen Mitteln, erforderlich ist. Am 8. September 2023 stellte Prof. Lenk im FAG-Beirat 

seine abschließende Gutachterempfehlung vor, dass die Übergangszuweisungen nicht fortzu-

führen sind. Demzufolge bleibt § 24 FAG M-V bis auf eine Verweisänderung unverändert.  
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Zu Artikel 2 – Verbundquotenfestlegungsgesetz 2024/2025 

 

Gemäß § 5 FAG M-V stellt das Land den Gemeinden und Landkreisen in jedem Haushaltsjahr 

für ihre Aufgabenwahrnehmung von seinen Anteilen aus den Gemeinschaftsteuern, seinem 

Aufkommen aus den Landessteuern, dem Aufkommen aus dem Landesanteil an der Gewerbe-

steuerumlage und der Gewerbesteuer in gemeindefreien Gebieten, den Zuweisungen an das 

Land aus dem bundesstaatlichen Finanzausgleich einschließlich der Bundesergänzungs-

zuweisungen sowie den Einnahmen des Landes nach dem Gesetz zur Regelung der finanziellen 

Kompensation zugunsten der Länder infolge der Übertragung der Ertragshoheit der Kraft-

fahrzeugsteuer auf den Bund Finanzzuweisungen zur Verfügung. Deren Höhe wird nach den 

§§ 6 bis 8 FAG M-V bestimmt. 

 

Die für die Berechnung der Verbundquote in den Jahren 2024 und 2025 notwendigen Daten 

ergeben sich aus den regionalisierten Ergebnissen der Mai-Steuerschätzung 2023 sowie der ab 

dem Jahr 2024 geltenden Fassung des FAG M-V. 

 

Nach § 3 Absatz 4 des Gesetzes über die Errichtung eines Sondervermögens des Landes 

„Kommunaler Fonds zum Ausgleich konjunkturbedingter Mindereinnahmen Mecklenburg-

Vorpommern“ (Kommunales Ausgleichsfondsgesetz Mecklenburg-Vorpommern – 

KAFG M-V) vom 5. Februar 2010 (GVOBl. M-V S. 46) ist die Höhe von Kreditaufnahmen 

nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe c KAFG M-V sowie der Zuführungen aus den Finanz-

ausgleichsleistungen nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe d KAFG M-V im Gesetz zur Fest-

legung der Verbundquoten des kommunalen Finanzausgleichs für das jeweilige Haushaltsjahr 

zu bestimmen. Dabei ist die voraussichtliche Entwicklung der Finanzsituation der Kommunen 

zugrunde zu legen. Die kommunale Finanzausstattung hat sich unter anderem dank der 

FAG-Novelle 2020 und der Sonderhilfen von Bund und Land in den letzten Jahren sehr positiv 

entwickelt. Die kommunale Ebene verzeichnete in den zurückliegenden Jahren trotz der 

Herausforderungen durch die Corona-Pandemie, die Flüchtlingssituation und die Energiekrise 

hohe positive Finanzierungssalden. Das Land stellt mit den FAG-Änderungen ab 2024 zudem 

sicher, dass sich die kommunale Finanzausstattung auch in den Jahren 2024 und 2025 auf 

hohem Niveau stabilisiert.  

 

Mit Blick auf die in den Jahren 2024 und 2025 geplante kommunale Finanzausstattung ist keine 

Aufnahme von Krediten für die Finanzierung von Entnahmen zur Ergänzung der 

Finanzausgleichsmasse nach § 13 FAG M-V erforderlich. Der zuletzt für das Sondervermögen 

„Kommunaler Ausgleichsfonds Mecklenburg-Vorpommern“ aufgenommene Kredit wird im 

Jahr 2023 aus Mitteln des Abrechnungsbetrages für das Finanzausgleichsjahr 2022 nach § 3 

Absatz 1 Buchstabe a KAFG M-V in Verbindung mit § 11 Absatz 3 FAG M-V vollständig 

getilgt. Da insoweit keine Kredite mehr bestehen, bedarf es in den Jahren 2024 und 2025 keiner 

Zuführungen im Sinne von § 3 Absatz 1 Buchstabe d KAFG M-V. 
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Zu Artikel 3 – Landesausführungsgesetz SGB II 

 

Seit der Hartz-IV-Reform beteiligt sich das Land an den Kosten der kommunalen Träger für 

Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende über Zuweisungen aus Wohngeld-

einsparungen im Vergleich zum Zeitraum vor der Hartz-IV-Reform. Die bisherigen Zuwei-

sungen beruhten dabei auf Prämissen des Jahres 2005, die durch hohe kommunale Ausgaben 

bei den Kosten der Unterkunft und Heizung nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) 

gekennzeichnet waren, die sich zwischenzeitlich erheblich zugunsten der Kommunen verändert 

haben. Zudem sind die finanziellen Auswirkungen, die sich im Zuge diverser Wohngeld-

novellen durch den Wechsel von Bedarfsgemeinschaften nach dem SGB II in den Wohngeld-

bezug ergeben, inzwischen nicht mehr quantifizierbar. Dasselbe gilt für die vielfältigen 

anderweitigen Einflussfaktoren und Rechtsänderungen mit Auswirkungen auf die Belastung 

der kommunalen Träger mit den Unterkunftskosten nach dem SGB II. Das ursprüngliche 

Konzept der Lastenverteilung wurde insbesondere durch die Arbeitsmarktentwicklung, 

Demografie und mehrfachen Erhöhungen der Bundesbeteiligung an den Ausgaben der 

Kommunen für Leistungen für Unterkunft und Heizung maßgeblich verändert und hat seine 

Rechtfertigung verloren.  

 

Den beiderseitigen Interessenlagen von Land und Kommunen wird mit Anpassung des 

Sockelbetrages an die Ausgabenentwicklung im Wohngeldbereich und den Entlastungen auf 

dem Arbeitsmarkt Rechnung getragen. Der aktuell geltende Sockelbetrag in § 10 Absatz 1 

Nummer 2 wird über einen Zeitraum von fünf Jahren, erstmals ab dem Jahr 2026, abgesenkt. 

Im Zeitraum 2026 bis 2030 erfolgt eine Absenkung des Sockelbetrages um 14 Prozent jährlich 

(bezogen auf das Ausgangsniveau), was einem jährlichen Betrag von rund 5,96 Millionen Euro 

entspricht. Ab dem Jahr 2030 gilt ein Sockelbetrag von 12,75 Millionen Euro. Bis zum Jahr 

2026 werden sich die Landesregierung und die kommunalen Landesverbände zudem 

verständigen, ob eine Überführung des Sockelbetrages als Vorwegabzug im FAG M-V für 

Soziallasten möglich und angesichts der Bedeutung dieser Bereiche für die kommunale 

Finanzausstattung für die Landkreise und kreisfreien Städte angezeigt ist. 

 

 
Zu Artikel 4 – Änderung des Grundsteuerzuständigkeitsgesetzes 

 

In der Begründung zum Grundsteuer-Reformgesetz wird ausdrücklich hervorgehoben, dass 

eine strukturelle Erhöhung des Grundsteueraufkommens nicht beabsichtigt ist. An die 

Gemeinden wird daher appelliert, die aus der Neubewertung des Grundbesitzes resultierenden 

Belastungsverschiebungen durch eine gegebenenfalls erforderliche Anpassung des jeweiligen 

Hebesatzes auszugleichen, um ein konstantes Grundsteueraufkommen zu sichern. Da den 

Gemeinden das verfassungsrechtlich verankerte Recht zusteht, den Hebesatz für die Grund-

steuer festzusetzen (Artikel 106 Absatz 6 Satz 2 des Grundgesetzes), gibt es im Grundsteuer-

Reformgesetz keine Vorgaben zur Bestimmung des aufkommensneutralen Hebesatzes bei der 

Hauptveranlagung 2025. Ohne in die verfassungsrechtlich verankerten Rechte der Gemeinden 

nach Artikel 106 Absatz 6 Satz 2 des Grundgesetzes einzugreifen, besteht gleichwohl ein 

erhebliches öffentliches Interesse, die Wirkungen der Grundsteuerreform durch Ermittlung und 

Veröffentlichung des aufkommensneutralen Hebesatzes transparent zu machen. 

 

Die Änderung des Gesetzes soll darüber hinaus genutzt werden, um die zwischenzeitlich 

überholten Regelungen zur Übermittlung der Grundsteuermessbescheide an die Gemeinden zu 

aktualisieren. 
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B Besonderer Teil 
 
Zu Artikel 1 – Änderung des Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern 
 
Zu Nummer 1 – Inhaltsübersicht 

 

Es handelt sich um Folgeänderungen aufgrund der Einfügung von § 10a und der Aufhebung 

des § 35 sowie des Abschnitts 9 des Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern 

(FAG M-V). 

 

 
Zu Nummer 2 – Änderung § 6 FAG M-V 

 

Mit der Änderung werden die Ergebnisse des aktuellen Prüfberichtes nach § 6 Absatz 2 

FAG M-V (Anlage 1) mit Wirkung ab dem Jahr 2024 umgesetzt. Nach den Berichts-

feststellungen ist die kommunale Beteiligungsquote im Volumen von 7,03 Millionen Euro 

zugunsten der Kommunen zu ändern. Dies entspricht nach den aktuellen Einnahmeansätzen des 

Jahres 2024 einer Quotenanpassung um 0,073 Prozentpunkte zulasten des Landes und 

zugunsten der Kommunen.  

 

Der Prüfbericht gliedert sich wie gewohnt in die Ermittlung eines konkreten Anpassungsbedarfs 

der Beteiligungsquoten auf der Basis eines vereinbarten Rechenverfahrens (Abschnitt I) sowie 

in die ergänzende qualitative Betrachtung von Finanzkennzahlen, neu in Form eines Verbund-

indexes (Abschnitt II). Dieser neue Index ist das Ergebnis eines finanzwissenschaftlichen 

Gutachtens, dessen gemeinsame Beauftragung zwischen der Landesregierung und den 

kommunalen Landesverbänden am 13. Dezember 2021 vereinbart wurde. Es sollte geprüft 

werden, wie für den zweiten Teil des Prüfberichts ein Verbundindex entwickelt werden kann, 

der die Aussagekraft im Hinblick auf die Einordnung des rechnerischen Ergebnisses des ersten 

Berichtsteils erhöht. Das Gutachten „Entwicklung eines Verbundindex als Kontrollinstrument 

für die Entwicklung der Beteiligungsquote in Mecklenburg-Vorpommern (Finanzindex)“ 

wurde im April 2023 vorgelegt. Die Ergebnisse der Begutachtung wurden in Abschnitt II des 

Prüfberichts abgebildet. Das finanzwissenschaftliche Gutachten ist dem Prüfbericht als Anlage 

beigefügt. 

 

Der aktuelle Prüfungszeitraum umfasst die Jahre 2017 bis 2020. Im Rechenverfahren nach 

Abschnitt I des Prüfberichts wurde die mit den Kommunen vereinbarte Glättung der Netto-

ausgaben in Bezug auf bestimmte Sondervermögen des Landes umgesetzt. Nach den Berech-

nungen ergibt sich eine leichte Anpassung der Beteiligungsquoten um 7,03 Millionen Euro 

zugunsten der kommunalen Ebene. Die kommunale Beteiligungsquote nach § 6 Absatz 1 

FAG M-V steigt hierdurch auf 31,051 Prozent.  

 

Entsprechend den gutachterlichen Empfehlungen wird in Abschnitt II des Prüfberichts zur 

qualitativen Einordnung des Ergebnisses der rechnerischen Überprüfung der Beteiligungs-

quoten nunmehr ein neuer Finanzindex herangezogen. In dem Index werden folgende 

Kennziffern der beiden Ebenen abgebildet: Finanzierungssaldo (20 Prozent), Deckungsquote 

(20 Prozent), Investitionsquote (30 Prozent), Schuldenstand (zehn Prozent), Liquide Finanz-

vermögen (zehn Prozent), Zinssaldo (zehn Prozent). Der Finanzindex bezieht sich ebenso wie 

die rechnerische Überprüfung anhand der Entwicklung der verbleibenden Nettoausgaben auf 

die Kernhaushalte beider Ebenen.  
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Anders als im Rechenverfahren erfolgen aber keine Glättungen im Hinblick auf bestimmten 

Sondervermögen des Landes. Folgerichtig zeigt der Finanzindex für den Prüfungszeitraum eine 

deutlich bessere Finanzlage der kommunalen Ebene. Insoweit spräche der Finanzindex für eine 

Anpassung der Beteiligungsquote zugunsten des Landes.  

 

Die gegenläufigen Ergebnisse aus Abschnitt I und Abschnitt II des Prüfberichts resultieren aus 

der vereinbarten Glättung der Nettoausgaben in Bezug auf bestimmte Sondervermögen des 

Landes. Ohne diese Glättungen hätte auch das Rechenverfahren nach Abschnitt I eine deutliche 

Anpassung der Finanzverteilung zugunsten des Landes ergeben. Die Glättung der Netto-

ausgaben ist sachgerecht und zur Dämpfung extremer Schwankungen der Beteiligungsquoten 

erforderlich. Das Rechenverfahren nach Abschnitt I bildet den Kern der Überprüfung, denn die 

gemeinsamen Verbundgrundlagen von Land und Gemeinden dienen der Finanzierung der 

verbleibenden Nettoausgaben. Dem muss die Finanzverteilung zwischen Land und Kommunen 

gerecht werden. Der Finanzindex dient der ergänzenden qualitativen Einordnung des Ergeb-

nisses der rechnerischen Überprüfung. Bei der künftigen Interpretation des Finanzindexes und 

seiner Entwicklung ist zu würdigen, dass erhebliche Landesausgaben bereits im Index der 

Einzeljahre bis 2020 ausgewiesen werden, obgleich sie innerhalb der GMG-Berechnung 

aufgrund der vereinbarten Glättungen erst sukzessive ihre Berücksichtigung finden und ihre 

Wirkung auf die Beteiligungsquoten entfalten werden. Der Prüfbericht wurde am 9. Juni 2023 

im FAG-Beirat durch das Finanzministerium vorgestellt und beraten.  

 

Die Anpassung wird vom Städte- und Gemeindetag Mecklenburg-Vorpommern e. V. begrüßt. 

Der Landkreistag Mecklenburg-Vorpommern e. V. bewertet das gutachterliche Ergebnis zur 

Überprüfung der letzten Anpassung der Beteiligungsquote durch Artikel 6 des Haushalts-

begleitgesetzes 2022/2023 (Drucksache 8/599) als widersprüchlich und fordert eine nachträg-

liche Korrektur ein. Die Argumente des Verbandes vermögen nicht zu überzeugen. Er führt an, 

dass im zugrundeliegenden Überprüfungszeitraum 2015 bis 2018 der Finanzindex des Landes 

kumuliert 1,3 Punkte über dem Index der Kommunen lag und daher eine Anpassung der 

Beteiligungsquote zugunsten der Kommunen erforderlich ist. Der Gutachter stellt hingegen 

fest: „Während die Lage des Landes dem Index gemäß jedoch im Zeitraum praktisch 

unverändert war, hat sich die Lage der Kommunen stetig leicht verbessert. Für die Bewertung 

ist nicht nur die Höhe des Index ausschlaggebend, sondern auch seine Entwicklung im 

Zeitablauf. […] Außerdem muss bei der Interpretation des Index stets beachtet werden, dass 

sich die GMG-Prüfzeiträume jeweils mit zwei Jahren überlappen und damit Schieflagen ggf. 

bereits in die Anpassung des GMG eingeflossen sind.“2 Aus Sicht der Landesregierung ist 

dieser Aspekt gutachterlich widerspruchsfrei dargestellt und bewertet worden. Der Finanzindex 

dient der ergänzenden qualitativen Einordnung des rechnerisch ermittelten Anpassungsbedarfs 

und bedarf der Interpretation. So soll die kommunale Beteiligungsquote ab 2024 mit diesem 

Gesetzentwurf angehoben werden, obwohl der Finanzindex ohne weitere Interpretation für eine 

Absenkung spräche. 

 

Der Landesrechnungshof Mecklenburg-Vorpommern regt insbesondere eine weniger starke 

Glättung der Ausgaben in Bezug auf Sondervermögen für die Folgejahre an. Zudem solle die 

Glättung regelgebunden erfolgen. Ein abweichendes Glättungsverfahren widerspräche den 

Vereinbarungen mit den kommunalen Verbänden. Das vereinbarte regelgebundene Vorgehen 

gewährleistet, dass die Landesausgaben im Zeitverlauf vollständig im Rechenverfahren 

berücksichtigt werden.  

  

                                                 
2 Lenk, Hesse, Starke: Entwicklung eines Verbundindex als Kontrollinstrument für die Entwicklung der 

Beteiligungsquote in Mecklenburg-Vorpommern (Finanzindex); April 2023 
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Ohne entsprechende Glättungen käme es bei der Umsetzung der rechnerischen Prüfungs-

ergebnisse zu starken Schwankungen der kommunalen Beteiligungsquote und damit der 

kommunalen Finanzausstattung. 

 

Der vom Land zur Verfügung zu stellende Festbetrag zur Finanzierung des Kostenausgleichs 

nach § 22 FAG M-V resultiert aus dem Ergebnis der im Jahr 2023 vorgenommenen 

Überprüfung nach § 22 Absatz 4 und 5 FAG M-V und der anschließenden Verständigung der 

Landesregierung und der kommunalen Landesverbände auf eine zusätzliche Erhöhung der 

Zuweisungen aufgrund einer nachträglichen Datenlieferung des Landkreises Vorpommern-

Rügen. Der Festbetrag, der sich aus den in § 22 Absatz 2 FAG M-V im Einzelnen festgesetzten 

Beträgen ergibt, ist im Abstand von zwei Jahren zu überprüfen und entsprechend anzupassen. 

 

 
Zu Nummer 3 – Änderung § 10 FAG M-V 

 

Im Anschluss an das 50-Millionen-Paket Sonderprogramm „Zukunftsfähige Feuerwehr“ sollen 

die Freiwilligen Feuerwehren im Land weiter gestärkt werden. Mit dem neuen Programm 

werden Investitionen in die Infrastruktur der Feuerwehren, vor allem Feuerwehrgerätehäuser, 

unterstützt. Dementsprechend stellt das Land den Kommunen in den Jahren 2024 und 2025 

entsprechende Aufstockungsbeträge zur Verstärkung der Sonderbedarfszuweisungen von 

jeweils 25 Millionen Euro zur Verfügung. 

 

Die Aufhebung der Sätze 4 und 5 in Absatz 2 erfolgt aufgrund des Zeitablaufes und dient der 

Rechtsbereinigung. 

 

 
Zu Nummer 4 – Einfügung § 10a FAG M-V 

 

In Absatz 1 wird die Finanzierung und die Verteilung der Zuweisungen für Infrastruktur zur 

Erfüllung von Schulträgeraufgaben geregelt. Aus dem Landeshaushalt und von den Finanz-

ausgleichsleistungen des Landes werden jeweils 25,0 Millionen Euro jährlich für vier Jahre für 

Zuweisungen bereitgestellt. Die Gesamtzuweisungshöhe im vierjährigen Zeitraum orientiert 

sich an dem bisher festgestellten Bedarf an Schulneubauinvestitionen und -sanierungen in Höhe 

von mindestens 430 Millionen Euro, wobei der mindestens fünfzigprozentige Eigenanteil der 

Schulträger zu den Zuweisungen hinzuzurechnen ist. Die Mittel werden den kreisfreien Städten 

und Landkreisen zugewiesen. Die Verteilung erfolgt anhand der Anzahl der Schülerinnen und 

Schüler an allgemeinbildenden öffentlichen Schulen im Schuljahr 2022/2023 gemäß der 

amtlichen Schulstatistik, um eine bedarfsgerechte Verteilung sicherzustellen. Zuweisungs-

beträge werden für den vierjährigen Zeitraum festgeschrieben, um Planungssicherheit für eine 

schnelle Mittelverwendung zu gewährleisten. 

 

In Absatz 2 ist festgelegt, dass die Zuweisungen den kreisfreien Städten und Landkreisen als 

Träger der Schulentwicklungsplanung zugewiesen werden. Die Zuweisungen sind grund-

sätzlich ausschließlich für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen zu verwenden, 

damit dem bisher festgestellten Bedarf an Schulneubauinvestitionen und -sanierungen in Höhe 

von mindestens 430 Millionen Euro entsprochen werden kann. Jedoch werden im ersten Jahr 

20 Prozent und in den drei folgenden Jahren 10 Prozent der Zuweisungen für kleinere 

Investitionsvorhaben und Instandhaltungsmaßnahmen bereitgestellt. Damit Letzteres möglich 

ist, wird auf die entsprechenden haushaltsrechtlichen Vorschriften der Gemeindehaushalts-

verordnung-Doppik verwiesen.  
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In Absatz 3 werden die Voraussetzungen für Mittelverteilung und -verwendung festgelegt. Die 

Kommunen haben als Schulträger die pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe, die äußeren 

Rahmenbedingungen für den Betrieb von Schulen sicherzustellen. Daher ist die Voraussetzung 

zur Partizipation an den Zuweisungen nach Absatz 1, dass jede davon anteilig finanzierte 

Maßnahme mindestens zur Hälfte vom jeweiligen Schulträger kofinanziert wird. Darüber 

hinaus soll sichergestellt werden, dass die Mittel zeitnah verwendet werden, um auch 

konjunkturelle Impulse zu setzen. Zu diesem Zweck muss die Umsetzung der Projekte 

planmäßig bis zum 30. Juni des auf die Gewährung der Zuweisungen folgenden Jahres 

begonnen werden. Maßgeblich ist der Planungstand zum Zeitpunkt, an dem die jeweiligen 

Projekte in einer priorisierten Projektliste der Lenkungsgruppe vorgelegt werden.  

 

Absatz 4 regelt die Erstellung priorisierter Projektlisten. Die priorisierten Projektlisten sind von 

allen kreisfreien Städten und Landkreisen zu erstellen. Sie sollten das Volumen der jeweiligen 

jährlichen Zuweisung signifikant überschreiten, um eine zeitnahe Mittelumverteilung zu 

ermöglichen in Fällen, in denen ein priorisiertes Projekt nicht im geplanten Umfang oder im 

vorgesehenen Zeitplan umgesetzt werden kann. Die priorisierten Projektlisten können auch 

mehrere Jahre umfassen. Die Landkreise haben bei der Erstellung der priorisierten Projektlisten 

die kreisangehörigen kommunalen Schulträger angemessen zu beteiligen. Das hierfür erforder-

liche Verfahren legen die Landkreise per Satzung fest. In der Satzung ist zudem das Verfahren 

zur Verteilung der anteiligen Zuweisungsmittel für kleinere Vorhaben festzulegen. Von einer 

pauschalen Verteilung dieser Mittel wird abgesehen, um der kommunalen Ebene grundsätzlich 

größtmögliche Freiheiten bei der Mittelverteilung zu gewähren. Diese Freiheiten werden 

lediglich begrenzt durch die Voraussetzungen in Absatz 3 und die Pflicht, insgesamt über alle 

Vorhaben und Projekte eine angemessene Beteiligung der kreisangehörigen kommunalen 

Schulträger sicherzustellen. Der Städte- und Gemeindetag Mecklenburg-Vorpommern e. V. 

und der Landkreistag Mecklenburg-Vorpommern e. V. haben der Landesregierung zugesagt, 

gemeinsam eine Mustersatzung zu entwerfen. 

 

Absatz 5 regelt Einrichtung, Zusammensetzung, Aufgabe und Kompetenzen der Lenkungs-

gruppe. Die Zusammensetzung der Lenkungsgruppe und das Einstimmigkeitsprinzip stellen 

sicher, dass die Interessen des Landes, der Landkreise und der Städte und Gemeinden gleicher-

maßen gewahrt werden. Die Lenkungsgruppe prüft, ob für Maßnahmen der priorisierten 

Projektlisten bereits eine Finanzierung über andere Förderprogramme beabsichtigt oder bereits 

erfolgt ist, um Doppelfinanzierungen grundsätzlich zu verhindern. Außerdem prüft sie, ob die 

jeweilige landkreisinterne Projektverteilung eine angemessene Beteiligung der kreisange-

hörigen kommunalen Schulträger sicherstellt. Damit soll einem möglichen Übergewicht der 

Landkreise im Verfahren zur Erstellung der priorisierten Projektlisten vorgebeugt werden. Die 

Lenkungsgruppe kann sich eine Geschäftsordnung geben. Versagt die Lenkungsgruppe einer 

priorisierten Projektliste ihre Zustimmung, so muss der betroffene Landkreis erneut einen 

landkreisinternen Abstimmungsprozess durchführen. Dem dadurch erhöhten Zeitaufwand wird 

über eine Verlängerung der Frist nach Absatz 3 für jede versagte Zustimmung Rechnung 

getragen.   
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Absatz 6 regelt die Auszahlung der Zuweisungen. Die Auszahlung der Zuweisungsteilbeträge, 

die nicht auch für kleinere Investitionsvorhaben beziehungsweise Instandhaltungsmaßnahmen 

verwendet werden können, erfolgt erst nach Zustimmung der Lenkungsgruppe, um deren 

Autorität zu sichern. Nach Erhalt der Zuweisungen leiten die Landkreise die Mittel an die 

jeweiligen Schulträger im Landkreis anteilig weiter. Maßgeblich hierfür sind die priorisierten 

Projektlisten, denen die Lenkungsgruppe zugestimmt hat, und die kreisintern festgelegte 

Verteilung der Mittel für kleinere Vorhaben. Die Zuweisungen stehen bis zum 

30. November 2028 zur Auszahlung zur Verfügung. Sofern einzelne Zuweisungsbeträge 

aufgrund fehlender Zustimmung der Lenkungsgruppe bis zu diesem Zeitpunkt nicht frei-

gegeben werden, werden diese jeweils zur Hälfte der Finanzausgleichsmasse 2029 und dem 

Landeshaushalt zugeführt. Damit wird ein Anreiz geschaffen, die priorisierten Projektlisten 

zügig und mit breitem Konsens zu erstellen. 

 

 
Zu Nummer 5 – Aufhebung § 11 Absatz 5 FAG M-V 

 

Die Aufhebung der Sätze 1 und 4 erfolgt aufgrund des Zeitablaufes und dient der Rechts-

bereinigung. Die Neufassung des neuen Satzes 3 ist erforderlich, um einen weiteren Teilbetrag 

des positiven Abrechnungsbetrages für das Jahr 2022 in Höhe von 16 800 000 Euro im 

Finanzausgleichsjahr 2024 der Finanzausgleichsmasse zuzuführen. Andernfalls würde der 

Betrag nach § 11 Absatz 3 FAG M-V dem Kommunalen Ausgleichsfonds Mecklenburg-

Vorpommern zugeführt werden.  

 

 
Zu Nummer 6 – Änderung § 13 FAG M-V 

 

Nach § 10a FAG M-V werden Mittel aus den Finanzausgleichsleistungen vor Bildung der 

Finanzausgleichsmasse entnommen. Die Änderung in § 13 FAG M-V trägt dem Rechnung. 

 

 
Zu Nummer 7 – Änderung § 14 FAG M-V 

 

Der vom Land nach § 6 Absatz 3 FAG M-V zur Verfügung gestellte Festbetrag zur Finan-

zierung des Kostenausgleichs für übertragene Aufgaben ist in § 14 Absatz 1 Nummer 1 

Buchstabe a FAG M-V als Vorwegabzug der Finanzausgleichsmasse zu entnehmen und gemäß 

§ 22 FAG M-V den jeweiligen Aufgabenträgern zuzuweisen. Die Änderung in Buchstabe a 

dient der Umsetzung der Überprüfung nach § 22 Absatz 4 und 5 FAG M-V und der anschlie-

ßenden Verständigung der Landesregierung und der kommunalen Landesverbände auf eine 

zusätzliche Erhöhung der Zuweisungen aufgrund einer nachträglichen Datenlieferung des 

Landkreises Vorpommern-Rügen. 

 

Die Änderung in Buchstabe b dient der Glättung des Vorwegabzuges nach § 14 Absatz 1 

Nummer 1 Buchstabe b FAG M-V (Zuweisung für Infrastruktur) auf Beträge in Schritten von 

mindestens einer Million Euro. Die bestehende Regelung zur Bestimmung des Vorwegabzuges 

für die Infrastrukturpauschale sieht vor, dass 6,5 Prozent der Finanzausgleichsmasse, 

mindestens jedoch 100 Millionen Euro, bereitgestellt werden. Der relative Bezug zur Finanz-

ausgleichmasse führt bei Überschreiten des Mindestbetrages zu einem Betrag, der in der Praxis 

der Umsetzung dieser Regelung ohne eine Rundungsvorschrift nicht praktikabel ist. 
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Die Infrastrukturpauschale wird sich nach aktuellen Planungsstand wie folgt entwickeln (in 

Millionen Euro):  

 

Jahr 2024 2025 2026 2027 2028 

Infrastrukturpauschale (vorläufig) 100 107 107 110 115 

 

Die Entwicklung des Anteils der Infrastrukturpauschale an der Finanzausgleichsmasse unter-

stützt die Kommunen im Rahmen ihrer Investitionstätigkeit. Diese hat sich, wie nachfolgende 

Grafik aufzeigt, bereits ab dem Jahr 2018 spürbar verbessert. 

 

 
 

Zur Finanzierung ihres Investitionsbedarfs nehmen die Gemeinden derzeit vorrangig die 

Infrastrukturpauschale nach § 23 FAG M-V, Fördermittel und Investitionskredite in den Blick. 

 

Mit der beabsichtigten Änderung der Vorschrift des § 12 Nummer 4 der Gemeindehaushalts-

verordnung-Doppik (GemHVO-Doppik) soll flankierend die Eigeninvestitionskraft der 

Kommunen weiter gestärkt werden, indem die Möglichkeit, einen positiven Saldo der 

laufenden Ein- und Auszahlungen – der grundsätzlich liquide vorhanden ist – dem investiven 

Bereich zuzuführen, erleichtert wird. Damit kann die in den letzten Jahren von den Kommunen 

angesammelte Liquidität noch flexibler zur Investitionsfinanzierung eingesetzt werden.  

 

 
 

Im Anschluss an das 50-Millionen-Euro-Paket Sonderprogramm „Zukunftsfähige Feuerwehr“ 

sollen die Freiwilligen Feuerwehren im Land weiter gestärkt werden. Mit dem neuen Programm 

werden Investitionen in die Infrastruktur der Feuerwehren, vor allem für Feuerwehrgeräte-

häuser, unterstützt. Das Land stellt den Kommunen zu diesem Zweck in den Jahren 2024 und 

2025 jeweils 25 Millionen Euro zur Verfügung. Die Mittel werden über Sonderbedarfs-

zuweisungen zielgerichtet bereitgestellt. Hierfür dient die Änderung in Buchstabe c zur 

Anpassung des Vorwegabzugs nach § 14 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe d FAG M-V. 
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Der Mittelbedarf in § 14 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe g FAG M-V zur Finanzierung des 

kooperativen E-Governments nach § 24a FAG M-V ist auf zwei wesentliche Punkte zurück-

zuführen. Zum einen sind die Kosten der momentan durch FAG-Mittel finanzierten Kompo-

nenten kontinuierlich um ca. 5 Prozent pro Jahr gestiegen. Da seit über 10 Jahren das 

FAG-Budget des LA E-Gov nicht erhöht wurde, wurde nunmehr ein Punkt erreicht, an dem die 

laufenden Kosten das Budget überschreiten. Um nur den Status quo der Betriebskosten-

finanzierung zu erhalten, würden bereits 3 161 363,84 Euro benötigt. Zum anderen wurden auf 

der Grundlage des Beschlusses vom 15. November 2022 des LA E-Gov weitere Maßnahmen 

zur Forcierung des kooperativen E-Governments abgestimmt, die erhebliche Mehrwerte 

erwarten lassen und deren zentrale Finanzierung der Bewirtschaftungskosten durch FAG-Mittel 

in einem vertretbaren Rahmen bleiben. Die Liste der Maßnahmen wurde vom LA E-Gov am 

17. April 2023 inhaltlich bestätigt. Sie umfasst beispielsweise das Rollout eines zentralen 

Schulmanagementverfahrens in ca. 500 öffentlichen Schulen Mecklenburg-Vorpommerns. Die 

Ausarbeitung der Maßnahmen erfolgte in kleineren Arbeitsgruppen von Vertretern aus kommu-

nalen Verwaltungen und zum Teil direkt unter Beteiligung der kommunalen Landesverbände. 

Im vorberatenden Gremium des LA E-Gov, der AG Kooperatives E-Government, wurde eine 

zentrale Finanzierung über den FAG-Vorwegabzug nach § 24a FAG M-V aus fachlicher Sicht 

befürwortet. Eine grundsätzliche Befürwortung erfolgte auch im LA E-Gov. Für die Maß-

nahmen ist ein Mittelbedarf von 4 410 700 Euro kalkuliert worden. Zusammen mit den 

bestehenden Betriebskosten ergibt sich ein Gesamtbedarf von 7 572 064 Euro. Die Änderung 

in Buchstabe d trägt dem Rechnung (Rundung auf 7 575 000 Euro). Sollte der Vorwegabzug in 

dem jeweiligen Jahr nicht vollständig benötigt werden, werden Restbeträge nach § 14 Absatz 2 

FAG M-V dem Kommunalen Ausgleichsfonds zugeführt und stehen damit in Krisenzeiten den 

Kommunen in Form von zusätzlichen Finanzausgleichsleistungen und damit vorrangig für 

Schlüsselzuweisungen wieder zur Verfügung. Beide kommunalen Landesverbände sowie der 

Zweckverband eGo MV kritisieren in dem Zusammenhang die Anwendung der Regelung nach 

§ 14 Absatz 2 FAG M-V und wünschen ausdrücklich eine flexiblere Handhabung zur Höhe des 

Vorwegabzuges. Es wird vorgeschlagen, dass das Volumen des Vorwegabzuges auf maximal 

10 Millionen Euro begrenzt wird, wobei die tatsächliche Höhe durch den LA E-Gov durch 

einstimmigen Beschluss zur Finanzierung veranschlagungsreifer Vorhaben bestimmt werden 

soll. Der LA E-Gov soll zudem auch über die Verwendung im Vorjahr nicht benötigter 

Haushaltsmittel entscheiden. 

 

Die gewünschte Flexibilisierung des Vorwegabzuges mag aus der Sicht der Verbände 

nachvollziehbar begründet sein, weil so eine stetige Anpassung mit den turnusmäßigen 

Änderungsgesetzen vermieden würde und leichter auf Mehr- und Minderbedarfe reagiert 

werden kann. Die Verbände verkennen dabei, dass vor dem Hintergrund der Prozessabläufe zur 

Berechnung und Auszahlung der Finanzausgleichsleistungen eine neue Abhängigkeit von 

Beschlüssen des LA E-Gov zur Höhe der im Folgejahr benötigten Haushaltsmittel nach § 24 

FAG M-V entsteht. Ein solcher Beschluss müsste im Idealfall bis zur Jahresmitte des 

Haushaltsvorjahres gefasst werden, um den Kommunen im Rahmen der Bereitstellung von 

Orientierungsdaten zum Kommunalen Finanzausgleich entsprechende Planungssicherheit zur 

Höhe der steuerkraftabhängigen Zuweisungen und Umlagen geben zu können. Die Erfahrungen 

der letzten zehn Jahre im Umgang mit den als Vorentnahme beziehungsweise als Vorwegabzug 

zur Verfügung gestellten Mittel zeigen jedoch, dass die Beschlussfassungen insbesondere zur 

Haushaltsplanung von sehr langwierigen Entscheidungsprozessen geprägt sind und sich 

teilweise bis in die zweite Jahreshälfte des Bewirtschaftungsjahres hingezogen haben. Aus 

Sicht der Landesregierung kann die Anpassung des Vorwegabzuges an künftige Mittelbedarfe 

auch zukünftig im Zusammenhang mit den regulär alle zwei Jahre erforderlichen Änderungs-

gesetzen zum FAG M-V erfolgen.   
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Das Risiko der Entstehung von Restbeträgen, wie es von den kommunalen Landesverbänden 

befürchtet wird, kann bei guter Vorbereitung durch die Beratungsgremien des LA E-Gov – in 

denen die kommunalen Landesverbände vertreten sind – weitgehend minimiert werden.   

 

Die Kritik der kommunalen Landesverbände an der Zuführung von Haushaltsresten an den 

Kommunalen Ausgleichsfonds kann insoweit nicht nachvollzogen werden, weil im Rahmen 

der Verhandlungen der Landesregierung und den kommunalen Landesverbänden zu den 

Eckpunkten der FAG-Novellierung ab 2020 am 5. März 2019 vereinbart wurde, dieses 

Vorsorgevermögen auf einen Betrag von 500 Millionen Euro anzusparen. Laut Wirtschafts-

planentwurf, Anlage 2 zum Einzelplan 11 (Drucksache 8/2400 S. 83), beläuft sich der voraus-

sichtliche Bestand zum 31. Dezember 2023 auf 17,47 Millionen Euro. Diese Planung geht 

davon aus, dass der verbleibende Abrechnungsbetrag des Jahres 2022 vollständig dem Sonder-

vermögen zugeführt wird. Die beabsichtigte Änderung des § 11 Absatz 5 Satz 3 FAG M-V 

führt jedoch zu einer Verringerung des Zuführungsbetrages in Höhe von 16,8 Millionen Euro, 

sodass der erwartete Mittelbestand zum 31. Dezember 2023 nicht erreicht werden wird. 

Außerdem können durch eine vorausschauende Arbeitsplanung und einen flexibleren Einsatz 

der nach § 14 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe g in Verbindung mit § 24a FAG M-V zur 

Verfügung gestellten Haushaltsmittel zukünftig größere Haushaltsreste vermieden werden.  

 

 
Zu Nummer 8 – Änderung § 18 FAG M-V 

 

Die bisherige Regelung in § 18 Absatz 1 Satz 3 FAG M-V sieht vor, dass, soweit für die 

Finanzausgleichsjahre ab 2024 nichts anderes geregelt wird, die für das Jahr 2022 durch das 

Statistische Amt Mecklenburg-Vorpommern ermittelten durchschnittlichen Realsteuerhebe-

sätze als neue Nivellierungshebesätze gelten. Mit der Änderung der Nivellierungshebesätze in 

Satz 2 werden Nivellierungshebesätze in das Gesetz aufgenommen, die sich aus den geprüften 

Realsteueraufkommen der Gemeinden im Jahr 2022 bei entsprechender Aufkommens-

gewichtung ergeben. Die neuen Nivellierungshebesätze gelten für die Grundsteuern für drei 

Jahre und für die Gewerbesteuer für vier Jahre. 

 

Die Verkürzung der Gültigkeit der Nivellierungshebesätze für die Grundsteuern auf drei Jahre 

ist erforderlich, weil es aufgrund des Grundsteuer-Reformgesetzes ab dem Jahr 2025 zu aktuell 

nicht vorhersagbaren geänderten Grundsteuermessbeträgen und daraus resultierend zu örtlichen 

Anpassungen der Grundsteuerhebesätze kommen wird. Darüber hinaus können die geänderten 

Grundsteuermessbeträge Auswirkungen auf die gemeindliche Steuerkraft haben und damit 

auch auf die Verteilung der Finanzausgleichsleistungen. Diese Auswirkungen können derzeit 

nicht abgeschätzt werden. Um jedoch mögliche erhebliche finanzielle Effekte abzufedern, wird 

eine Übergangsregelung geschaffen, mit der die Reformeffekte schrittweise Wirkung entfalten. 

Die für die Berechnung der Steuerkraftzahlen im Jahr 2027 anzuwendenden Nivellierungs-

hebesätze für Grundsteuer A und Grundsteuer B werden ermittelt, indem jeweils die Summe 

aus zwei Dritteln des Gesamtistaufkommens des Jahres 2024 und einem Drittel des Gesamt-

istaufkommens des Jahres 2025 durch die Summe der Grundsteuermessbeträge aller 

Gemeinden nach Absatz 2 Satz 2 geteilt wird. Die Berechnung der Messbeträge im Jahr 2027 

von Grundsteuer A und Grundsteuer B erfolgt zu zwei Dritteln durch Teilung der Istaufkommen 

des Jahres 2024 durch die örtlichen Hebesätze des Jahres 2024 und zu einem Drittel durch 

Teilung der Istaufkommen des Jahres 2025 durch die örtlichen Hebesätze des Jahres 2025.  
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Diese Übergangsregelung schwächt die Wirkung der Grundsteuerreform 2025 im kommunalen 

Finanzausgleich bei der Berechnung der Steuerkraftmesszahlen für die Gemeinden im Jahr 

2027 erheblich – nämlich um zwei Drittel – ab. Gemeinden, deren Grundsteuerkraft relativ zur 

Gesamtentwicklung ansteigt, haben durch die Regelung mehr Zeit, ihre Haushalte auf die 

daraus folgenden möglichen Mindereinnahmen aus dem Steuerkraftausgleich nach 

§ 16 FAG M-V (Schlüsselzuweisungen) anzupassen. Spiegelbildlich entfaltet sich für 

Gemeinden, deren Grundsteuerkraft relativ zur Gesamtentwicklung sinkt, erst zeitversetzt die 

ausgleichende Wirkung des Steuerkraftausgleichs.  

 

Bei der Änderung des neuen Satzes 4 handelt es sich um eine Folgeänderung. Die Jahres-

angaben werden um vier Jahre fortgeschrieben. 

 

Bei der Änderung in Absatz 2 Satz 1 handelt es sich um eine sprachliche Klarstellung.  

 

 
Zu Nummer 9 – Änderung § 21 FAG M-V 

 

Die nach geltender Fassung des § 21 Absatz 1 Satz 1 FAG M-V im Jahr 2023 durchzuführende 

Prüfung der relativen Mindestfinanzausstattung nach § 16 Absatz 6 FAG M-V ist erfolgt und 

wurde am 9. Juni 2023 im FAG-Beirat beraten. Der Prüfbericht ist als Anlage 2 beigefügt. Im 

Ergebnis des Berichts wurde die Empfehlung abgegeben, keine Änderungen an der relativen 

Mindestfinanzausstattung für die nächsten zwei Jahre vorzunehmen. Eine erneute Prüfpflicht 

im Jahr 2025 mit Wirkung ab dem Jahr 2026 wird mit der Änderung entsprechend umgesetzt. 

 

Die nach geltender Fassung des § 21 Absatz 1 Satz 2 FAG M-V im Jahr 2023 durchzuführende 

Prüfung zur Notwendigkeit und Höhe der investiven Bindung der Schlüsselzuweisungen nach 

§ 15 Absatz 4 FAG M-V ist erfolgt und wurde am 9. Juni 2023 im FAG-Beirat beraten. Der 

Prüfbericht ist als Anlage 3 beigefügt. Im Ergebnis der Beratung im Beirat wurde empfohlen, 

die Möglichkeit, nach § 15 Absatz 4 FAG M-V bis zu 4 Prozent der Schlüsselzuweisungen für 

investive Zwecke zu binden bis zum Jahr 2027 unverändert zu belassen und die Regelung im 

Jahr 2027 mit Wirkung ab dem Jahr 2028 erneut zu überprüfen. 

 

 
Zu Nummer 10 – Änderung § 22 FAG M-V 

 

Im Absatz 2 werden die Zuweisungsbeträge der Höhe nach neu festgesetzt. Gemäß § 22 

Absatz 4 FAG M-V ist im Abstand von mindestens zwei Jahren zu überprüfen, ob aufgrund 

von Veränderungen im Aufgabenbestand eine Anpassung des Ausgleichs der Wahrnehmung 

der Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises und der unteren staatlichen Verwaltungs-

behörden nach § 22 FAG M-V und seiner Verteilung notwendig ist. Die Ergebnisse der 

Überprüfungen sind im Bericht nach § 22 Absatz 4 und 5 FAG M-V (Anlage 4) umfangreich 

dargestellt.  

 

Die Ergebnisse der Prüfung wurden in der AG des FAG-Beirates am 5. Juni 2023 erstmals 

vorgestellt und diskutiert. Der Entwurf des Prüfberichts wurde am 9. Juni 2023 im FAG-Beirat 

durch das Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung vorgestellt und beraten. 
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Im Ergebnis der Prüfung und der Vereinbarung der Landesregierung und der kommunalen 

Landesverbände werden die Zuweisungsbeträge nach § 22 Absatz 2 FAG M-V wie folgt 

angepasst: 

 

 bisherige 

Zuweisungen 

in den Jahren 

2022/2023 

in Euro 

neue 

Zuweisungen ab 

dem Jahr 2024 

in Euro 

Ämter/amtsfreie Gemeinden 51 250 000 60 700 000 

kreisfreie Städte  43 600 000 44 100 000 

große kreisangehörige Städte 17 450 000 17 300 000 

Landkreise 128 600 000 120 200 000 

Vermessungs- und Geoinformationsbehörden und 

Geschäftsstellen der Gutachterausschüsse 

28 900 000 31 450 000 

Gesamtzuweisung 269 800 000 273 750 000 

 

Die Änderung der Verteilungsregelung der Zuweisungsmittel auf die beiden kreisfreien Städte 

in § 22 Absatz 3 FAG M-V beruht auf einer gutachterlichen Stellungnahme von KUBUS vom 

16. Januar 2023. KUBUS stellte im Ergebnis einer umfangreichen Analyse der Aufgaben-

wahrnehmung der kreisfreien Städte besondere Belastungen bei der Landeshauptstadt Schwerin 

im Verhältnis zur Hanse- und Universitätsstadt Rostock fest. Diesen besonderen Belastungen 

wird durch den bisher verwendeten Zuweisungsschlüssel zur Aufteilung der auf die beiden 

kreisfreien Städte entfallenden Zuweisungssumme nach der Einwohnerzahl nicht hinreichend 

Rechnung getragen. Als besondere Belastungen wurden die Größe des Stadtgebietes im 

Verhältnis zur Einwohnerzahl und die höhere Anzahl an Ausländern im Verhältnis zur 

Einwohnerzahl identifiziert. Da der Aufwand vieler Aufgaben des übertragenen Wirkungs-

kreises im Sinne von § 22 Absatz 1 FAG M-V bei den kreisfreien Städten mit der Fläche 

korreliert, wurde von KUBUS im Ergebnis eine Verteilung unter Berücksichtigung der 

Einwohnerzahl und der Gemeindefläche im Verhältnis 80 Prozent zu 20 Prozent empfohlen. 

Mit der Änderung in Absatz 3 wird diese Empfehlung umgesetzt. 

 

Die Sonderlastenregelung nach Absatz 7 wird für eine bessere Anwendbarkeit neu gefasst. 

Nach wie vor gilt die Regelung nur für besondere Ausnahmefälle wie zum Beispiel 

Katastrophenereignisse oder Krisensituationen. Grundsätzlich ist die Regelung nur anzu-

wenden, sofern die Mitglieder einer Gruppe kommunaler Aufgabenträger (§ 22 Absatz 2 

Nummer 1 bis 5 FAG M-V) von der Sonderlage nicht in vergleichbarem Umfang betroffen sind 

und der Mehraufwand nicht vom Überprüfungsverfahren nach § 22 Absatz 4 FAG M-V erfasst 

wird. Zudem bleibt die Regelung auf Sonderlasten beschränkt, die zu einer außerordentlichen 

und erheblichen Unterdeckung des kommunalen Aufgabenträgers führen. Zukünftig ist die 

Gewährung von Sonderbelastungszuweisungen jedoch jährlich möglich (Satz 1). Sonderlasten 

sind zukünftig unverzüglich anzuzeigen, damit die jeweils zuständige oberste Fachaufsichts-

behörde die Möglichkeit erhält, geeignete Regelungen zur Aufgabenwahrnehmung zu erlassen 

(Satz 2). Die Norm wird um eine Ausschlussfrist ergänzt, nach der der entsprechende Antrag 

bis zum 31. März des Jahres zu stellen ist, das auf das Haushaltsjahr folgt, in dem die Sonderlast 

auftritt (Satz 3). Damit soll zum einen eine zügige Bearbeitung sichergestellt werden. Zum 

anderen ist die Frist erforderlich, um den im Überprüfungsverfahren nach Absatz 4 gemeldeten 

Aufwand mit der für den Antrag auf Sonderbelastungszuweisung geltend gemachten Sonderlast 

abzugleichen.  
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Das verhindert in den entsprechenden Jahren der Überprüfung zugleich die doppelte 

Berücksichtigung von Kostenpositionen. Grundsätzlich wird angestrebt, das Überprüfungs-

verfahren nach Absatz 4 jeweils im April abzuschließen. Mit der Formulierung „die finan-

ziellen Mehrbelastungen der Aufgabenwahrnehmung“ in Satz 4 wird klargestellt, dass die 

jeweils zuständige oberste Fachaufsichtsbehörde nicht nur die Aufgabenwahrnehmung an sich, 

sondern auch die zugrundeliegenden Einzahlungen und Auszahlungen und damit die 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der Aufgabenwahrnehmung prüft. Durch Umstellung wird 

zudem deutlicher, dass die Prüfung nach Satz 5 ebenfalls von der Fachaufsichtsbehörde 

durchzuführen ist. Schließlich ist der Erlass geeigneter Regelungen (Satz 6) zukünftig obliga-

torisch, da dies die nachgelagerte Überprüfung erheblich vereinfacht und bei den betroffenen 

Aufgabenträgern für Rechtssicherheit sorgt. Es kann nur in Ausnahmefällen darauf verzichtet 

werden. Mit den Regelungen in den Sätzen 7 und 8 wird klargestellt, dass nach der Bewertung 

der jeweils zuständigen obersten Fachaufsichtsbehörde (Satz 4) das für Kommunalangelegen-

heiten zuständige Ministerium den konkreten Umfang der Unterdeckung ermittelt und hierzu 

die jeweils aktuellsten Daten der Kostenermittlung herangezogen werden. Im Rahmen dieses 

Verfahrens wird festgestellt, in welchem Umfang der antragstellende Aufgabenträger 

tatsächlich Sonderbelastungen zu finanzieren hatte, die vom Land zusätzlich übernommen 

werden. 

 

In Vorbereitung auf eine befürchtete Energie- und Gasmangellage im Winter 2022/2023 wurde 

die Vorschrift des § 22 Absatz 8 in das FAG M-V mit dem Haushaltsbegleitgesetz zum 

Nachtragshaushalt 2023 aufgenommen. Die für den Katastrophenschutz zuständigen kommu-

nalen Behörden wurden veranlasst, umfangreiche Vorbereitungsmaßnahmen einzuleiten. Da 

die Dimension und Verteilung dieser Sonderlasten sowie die damit einhergehenden Haushalts-

risiken für die Kommunen nicht belastbar abgeschätzt werden konnten, haben sich die Landes-

regierung und die kommunalen Landesverbände darauf verständigt, dass hierfür bereits im Jahr 

2023 auf Antrag Sonderbelastungszuweisungen gewährt werden können. Zum Zeitpunkt der 

Verständigung waren lange Lieferzeiten für stark nachgefragte Investitionsgüter, wie z. B. 

Notstromaggregate, nicht vorherzusehen. Einzelne Träger des kommunalen Katastrophen-

schutzes haben gegenüber der Fachaufsicht nunmehr geltend gemacht, dass einige Auslie-

ferungen und damit die Rechnungstellung infolge bereits ausgelöster Beschaffungen auch erst 

im ersten Halbjahr 2024 anfallen könnten. Dem tragen die Änderungen in Absatz 8 Rechnung. 

 

 
Zu Nummer 11 – Änderung § 24 FAG M-V 

 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 4, resultierend aus der Änderung des 

§ 11 Absatz 5 FAG M-V (vgl. Änderungsbefehl Nummer 4). 

 

 
Zu Nummer 12 – Neufassung § 24a Absatz 1 FAG M-V 

 

Die neue Nummer 2 in § 24a Absatz 1 FAG M-V wurde aufgenommen, um die Mittel des 

Vorwegabzugs für zentrale Finanzierungen gemeinsamer Komponenten der Kommunen 

(IT-Infrastrukturen und IT-Verfahren) nutzen zu können. Mit der neuen Formulierung wird 

klargestellt, dass sowohl die Zusammenarbeit zwischen dem Land und den Kommunen als auch 

die interkommunale Kooperation von den bereitgestellten Mitteln profitieren soll. 
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Mit den Nummern 1 und 2 (neu) des Absatzes 1 werden bereits die Finanzierung kommunaler 

Anteile an kooperativen Komponenten zusammen mit dem Land und untereinander geregelt. 

Dazu zählen IT-Infrastrukturen und IT-Verfahren. Die Änderungen machen die Regelung in 

Nummer 3 überflüssig, sodass diese wegfallen kann. Die neue Nummer 4 wurde eingefügt, um 

die Mittel für die zentrale Finanzierung des kommunalen Anteils an der zentralen Landes-

redaktion (zentrale Kommunalredaktion) bereitzustellen. 

 

Die zentrale Landesredaktion ist Koordinierungsstelle für die Anforderungen und Ansprech-

person für alle Landes- und Kommunalbehörden in Mecklenburg-Vorpommern (auch im 

MV-Serviceportal). Die zentrale Landesredaktion MV ist damit auch die Redaktion für die 

kommunalen Anforderungen für die drei FIM-Bausteine „Leistungen“ [MV-System: Info-

dienste MV (IDMV)], „Prozesse“ (MV-System: ADONIS NP) und „Datenfelder“ 

(MV-System: MV-Datenfeldmandant). Um diese kommunalen Aufgaben im Rahmen der 

zentralen Landesredaktion MV bewältigen zu können, soll ab den Jahren 2024/2025 ein festes 

Budget eingeplant werden. 

 

 
Zu Nummer 13 – Änderung § 25 FAG M-V 

 

Im Anschluss an das 50-Millionen-Paket Sonderprogramm „Zukunftsfähige Feuerwehr“ sollen 

die Freiwilligen Feuerwehren im Land weiter gestärkt werden. Mit dem neuen Programm 

werden Investitionen in die Infrastruktur der Feuerwehren, vor allem in Feuerwehrgerätehäuser, 

unterstützt. Das Land stellt den Kommunen zu diesem Zweck in den Jahren 2024 und 2025 

jeweils 25 Millionen Euro zur Verfügung. Die Mittel werden über Sonderbedarfszuweisungen 

zielgerichtet bereitgestellt.  

 

Die Neuregelung in Absatz 1 Satz 2 dient der Klarstellung, dass die Mittel für Sonder-

zuweisungen sowohl zur Finanzierung der bisherigen Sonderzuweisungen für laufende Bedarfe 

als auch der neuen Sonderzuweisungen nach § 27 Absatz 6 für investive Zwecke dienen. 

 

 
Zu Nummer 14 – Änderung § 27 FAG M-V 
 
Zu Absatz 6 

 

Die bisherigen Übergangsregelungen fanden ausschließlich für die Antragstellung im Jahr 2022 

Anwendung und können daher entfallen.  

 

Die Neuregelung in Absatz 6 fördert die Eigeninvestitionskraft der Kommunen, die sich in der 

Haushaltskonsolidierung befinden und zur Unterstützung bei diesem Prozess Hilfen zum 

Haushaltsausgleich beziehungsweise Sonderzuweisungen erhalten. Diese Kommunen haben 

bisher überwiegend auf eine investive Bindung von Schlüsselzuweisungen verzichtet, um den 

Konsolidierungsprozess nicht zu gefährden beziehungsweise diesen zu beschleunigen. Um die 

Eigeninvestitionskraft dieser Kommunen zu unterstützen, erhalten diese zusätzlich zur Konsoli-

dierungszuweisung oder Sonder- und Ergänzungszuweisung eine ergänzende Sonder-

zuweisung für investive Zwecke von 4 Prozent der Schlüsselzuweisungen des Haushalts-

vorjahres, sofern keine investive Bindung von Schlüsselzuweisungen nach § 15 Absatz 4 im 

Jahr der Zuweisungsentscheidung erfolgt. Wie die übrigen Zuweisungen nach § 27 steht die 

Gewährung der Sonderzuweisung für investive Zwecke unter dem Haushaltsvorbehalt.  
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Auf das Haushaltsvorjahr wird zur Festlegung der Höhe der Zuweisung abgestellt, damit mit 

Blick auf die Antragsfrist zum Zeitpunkt der Antragstellung nach § 27 FAG M-V eine 

gesicherte Datengrundlage vorliegt sowie dem Grunde als auch der Höhe nach weitgehende 

Planungssicherheit für den Zuweisungsempfänger besteht. Damit werden Kommunen, die sich 

in einer schwierigen Haushaltslage befinden, vorübergehend auch in einem angemessenen 

Umfang in ihrer Investitionstätigkeit durch das Land unterstützt, ohne deren Konsolidierungs-

prozess zu gefährden oder zu beeinträchtigen. Die Sonderzuweisung für investive Zwecke trägt 

durch die Verringerung oder sogar Vermeidung einer investiven Neuverschuldung auch zur 

Stabilisierung der Haushaltslage und Nachhaltigkeit der Haushaltskonsolidierung bei. 

 

 
Zu Absatz 7 

 

Die Sonderregelungen für die Antragsjahre 2026 und 2027 tragen der erstmaligen Anwendung 

der neuen Bemessungsgrundlagen nach dem Grundsteuer-Reformgesetz für die Erhebung der 

Grundsteuern A und B im Haushaltsjahr 2025 Rechnung. Für kreisangehörige Gemeinden setzt 

die Gewährung einer Mindestzuweisung oder einer Sonder- und Ergänzungszuweisung nach 

§ 27 FAG M-V grundsätzlich unter anderem voraus, dass die Hebesätze für die Realsteuern 

mindestens 20 Hebesatzpunkte über dem gemeindegrößenabhängigen Durchschnittswert des 

Haushaltsvorvorjahres gemäß dem Realsteuervergleich des Statistischen Amtes liegen. 

Aufgrund der grundlegenden Änderung der Bemessungsgrundlagen für die Grundsteuer-

erhebung und mit Blick auf das seitens des Bundesgesetzgebers verfolgte Ziel der 

Aufkommensneutralität sind die diesbezüglichen Regelungen in § 27 FAG M-V vorübergehend 

anzupassen. Durch die für die Antragsjahre 2026 und 2027 nunmehr erfolgte Bezugnahme auf 

die zu erzielenden Einzahlungen, mithin auf das Aufkommen statt wie bisher auf die Hebesätze 

für die Grundsteuern A und B, wird eine Festsetzung der Hebesätze im Sinne der angestrebten 

Aufkommensneutralität ermöglicht. Sind die Bemessungsgrundlagen für die Grundstücke in 

einer Gemeinde beispielsweise deutlich gestiegen, könnten mithin die bisherigen Hebesätze für 

die Grundsteuern A und B auch abgesenkt werden, ohne dass der Gemeinde dadurch der 

Zugang zu Hilfen zum Haushaltsausgleich verwehrt wäre. 

 

Gleichzeitig stellen die Sonderregelungen aber auch sicher, dass defizitäre Gemeinden, die 

ihren – unabhängig von der Grundsteuerreform – bestehenden haushaltsrechtlichen Handlungs-

pflichten zur angemessenen Ausschöpfung eigener Einnahmepotenziale bisher nicht nachge-

kommen sind, nicht bessergestellt werden als Gemeinden, die ihre Hebesätze bereits 

entsprechend den gesetzlichen Anforderungen festgesetzt haben. Für die Festsetzung der 

Hebesätze im Haushaltsjahr 2025 als Grundlage für die Antragstellung im Jahr 2026 kann die 

Gemeinde mithin das zu erzielende Aufkommen anhand des Realsteuervergleichs für das Jahr 

2023 ermitteln und die neuen Hebesätze entsprechend aufkommensbezogen festsetzen. 

Entsprechendes gilt für das Haushaltsjahr 2026 als Grundlage für eine mögliche Antragstellung 

im Jahr 2027. 

 

Nicht betroffen von den Sonderregelungen ist die Festsetzung des Hebesatzes der Gewerbe-

steuer, hier gilt die Vorgabe, dass der Hebesatz mindestens 20 Hebesatzpunkte über dem 

gemeindegrößenabhängigen Durchschnittswert des Haushaltsvorvorjahres liegen muss, auch 

für die Haushaltsjahre 2025 und 2026. 
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Durch die Neufestsetzung der Hebesätze im Haushaltsjahr 2025 nach den aktuellen 

Bemessungsgrundlagen liegt ab dem Antragsjahr 2028, für das hinsichtlich der Hebesätze die 

gemeindegrößenabhängigen Durchschnittshebesätze des Haushaltsjahres 2025 relevant sind, 

bereits eine an die neue Rechtslage angepasste Datengrundlage vor, sodass dann wieder die 

regelhafte Berechnung entsprechend den Vorgaben nach § 27 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 bzw. 

Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 FAG M-V Anwendung finden kann. 

 

 
Zu Nummer 15 – Änderung § 30 FAG M-V 

 

Aufgrund des Zeitablaufes wird § 30 Absatz 3 FAG M-V zur Rechtsbereinigung aufgehoben. 

Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden zu den Absätzen 3 und 4. Der Städte- und Gemeindetag 

Mecklenburg-Vorpommern e. V. kritisiert die beabsichtigte Streichung des § 30 Absatz 3 

FAG M-V und hält die Streichung für nicht begründet. In dem Zusammenhang übt der Verband 

auch Kritik insgesamt an der Höhe der Kreisumlagen. Die Regelung des § 30 Absatz 3 

FAG M-V war im Zuge der Novellierung des Kommunalen Finanzausgleichs im Jahr 2020 für 

einen Übergangszeitraum von drei Jahren angelegt und greift in den horizontalen Finanz-

ausgleich ein. Sie entfaltet bereits ab dem Finanzausgleichsjahr 2023 keine Wirkung mehr. Die 

Streichung ist deshalb nur konsequent. Selbst ein Auflebenlassen der Regelung würde nicht 

dazu führen, dass die über Kreisumlagen zu finanzierenden Finanzbedarfe der Landkreise 

sinken würden. Höhere Kreisumlagesätze wären die alleinige Folge. 

 

Im neuen Absatz 4 wird durch den neu eingefügten Satz 2 klargestellt, dass die Kreisumlage 

auch dann anteilig zu zahlen ist, wenn es sich bei den Zuweisungen um Abschlagszahlungen 

nach § 32 Absatz 1 Satz 2 handelt. Auch im Fall von Abschlagszahlungen werden vom für 

Kommunalangelegenheiten zuständigen Ministerium die sich aus den Abschlagszahlungen 

ergebenden Kreisumlagegrundlagen veröffentlicht, sodass eine sachgerechte Erhebung von 

Kreis- und Amtsumlagen von den Gemeinden möglich ist. Bei der Änderung im neuen Satz 3 

handelt es sich um eine Folgeänderung zur Aufhebung des Absatzes 3. 

 

Zudem werden die Verordnungsermächtigungen auf den Organisationserlass der Minister-

präsidentin vom 21. Dezember 2021 (AmtsBl. M-V S. 1079) angepasst.  

 

Zum Thema Kreisumlagen moniert der Städte- und Gemeindetag Mecklenburg-Vorpommern 

e. V., dass noch immer „mehrfach gerichtlich geforderte“ Verfahrensregelungen zur Fest-

setzung von Kreisumlagesätzen fehlen würden. Hierzu ist anzumerken, dass die Festsetzung 

des Kreisumlagehebesatzes ein Schwerpunkt der rechtsaufsichtlichen Prüfung der kreislichen 

Haushaltspläne ist. Die Prüfung erfolgt anhand der materiellen Anforderungen der aktuellen 

Rechtsprechung. Insbesondere liegen keine Erkenntnisse vor, dass ein Kreisumlagesatz zu einer 

Verletzung der finanziellen Mindestausstattung auf der gemeindlichen Ebene geführt hat oder 

ein Landkreis bei der Festsetzung der Kreisumlage seine eigenen finanziellen Belange gegen-

über den finanziellen Belangen der kreisangehörigen Gemeinden einseitig und rücksichtslos 

bevorzugt hat. Vor dem Hintergrund nicht festgestellter materieller Rechtsfehler sind Rege-

lungen zu Verfahrensanforderungen, die darauf gerichtet wären, die materiellen Anforderungen 

verfahrensmäßig abzusichern, nicht angezeigt. Eine gesetzliche Regelung zu Verfahrens-

anforderungen wäre aufgrund der Gewährleistung der kommunalen Selbstverwaltung der 

Landkreise unverhältnismäßig und verfassungswidrig.  
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Im Übrigen hat sich das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom 29. November 2022 

(BVerwG 8 C 13.21) nur dahingehend geäußert, dass bei einer rückwirkenden Heilung 

fehlerhafter Haushaltssatzungen zur Erhebung der Kreisumlage nach Ablauf des betreffenden 

Haushaltsjahres der Kreistag die bei Erlass der Heilungssatzung verfügbaren Informationen 

über den Finanzbedarf des Landkreises und der kreisangehörigen Gemeinden in jenem 

Haushaltsjahr ermitteln und berücksichtigen muss. Weiteres, insbesondere zu Verfahrens-

anforderungen, ist dem in Bezug genommenen Urteil nicht zu entnehmen. Es gibt auch keine 

weiteren Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts oder des Oberverwaltungsgerichts 

Mecklenburg-Vorpommern, denen eine gerichtliche „Forderung“, der Gesetzgeber möge 

bezogen auf die Festsetzung des Kreisumlagesatzes Verfahrensregelungen treffen, entnommen 

werden könnte. Insofern geht der Hinweis des Städte- und Gemeindetags Mecklenburg-

Vorpommern e. V., es fehlten Aussagen, warum der Gesetzgeber nicht bereit sei, die „mehrfach 

gerichtlich geforderten Verfahrensregelungen“ zu treffen, fehl. 

 

 
Zu den Nummern 16 bis 18 – Aufhebung § 35 FAG M-V, Abschnitt 9 FAG M-V und der Anlage 
(zu § 36 FAG M-V) 

 

Die Regelungen des § 35 und des Abschnittes 9 FAG M-V sowie die Anlage (zu § 36 FAG 

M-V) sind aufgrund des Zeitablaufes gegenstandslos geworden. Die Aufhebung dient der 

Rechtsbereinigung. 

 

 
Zu Nummer 19 – Anpassung der Ressortbezeichnung 

 

Die Änderung dient der Anpassung an den Organisationserlass der Ministerpräsidentin vom 

21. Dezember 2021 (AmtsBl. M-V S. 1079). 

 

 
Zu Artikel 2 – Verbundquotenfestlegungsgesetz 2024/2025 
 
Zu § 1 

 

Für die Jahre 2024 und 2025 wird die jeweilige Verbundquote ermittelt, indem die nach den 

§§ 6 bis 8 FAG M-V ermittelten Finanzausgleichsleistungen durch die nach Abzugsbeträgen 

verbleibenden, dem Steuerverbund unterliegenden Landeseinnahmen dividiert werden. Es 

werden sowohl die Finanzausgleichsleistungen für die allgemeinen kommunalen Finanzbedarfe 

(§ 6 Absatz 1 FAG M-V) als auch der Festbetrag für den Kostenausgleich nach § 22 FAG M-V 

(§ 6 Absatz 3 FAG M-V) einbezogen. Die Finanzverteilung wurde gemäß § 6 Absatz 2 

FAG M-V überprüft. Die Verbundquotenfestlegung berücksichtigt die ab dem 1. Januar 2024 

geltende Finanzverteilung entsprechend Artikel 1 dieses Gesetzes. In Tabelle 1 wird die 

Herleitung der Verbundquote dargestellt. 
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Tabelle 1 

 

(Angaben in Millionen Euro, Abweichungen in den Summen durch Runden der Einzelwerte) 
 Herleitung der Verbundquote 2024 2025 

1 Gemeindesteuern nach § 6 Absatz 1 FAG M-V 1 688,0 1 783,0 

2 Landeseinnahmen nach § 5 Satz 1 FAG M-V 8 070,5 8414,7 

3 Abzugsbeträge nach § 8 Satz 1 FAG M-V: 129,4 92,2 

4 Feuerschutzsteuer 13,1 13,5 

5 Kita BA 16,1 16,1 

6 Qualität und Teilhabe KITA 37,6 0,0 

7 Flucht/Asyl 23,6 23,6 

8 SoBEZ Hartz IV (netto) 8,9 8,9 

9 Grunderwerbsteuer 30,0 30,0 

10 Landeseinnahmen nach § 6 Absatz 1 FAG M-V(Zeile 2 - Zeile 3) 7 941,1 8 322,5 

11 Gesamtbetrag gemäß § 6 Absatz 1 FAG M-V(Zeile 1 + Zeile 10) 9 629,1 10 105,5 

12 Beteiligungsquote Kommunen gemäß § 6 Absatz 1 FAG M-V 31,051 % 31,051 % 

13 
Finanzausgleichsanspruch § 6 Absatz 1 FAG M-V (Zeile 11 * Zeile 12 

- Zeile 1) 

1 301,9 1 354,9 

14 Finanzausgleichsanspruch § 6 Absatz 3 FAG M-V 273,8 273,8 

15 Finanzausgleichsanspruch § 6 FAG M-V gesamt (Zeile 13 + Zeile 14) 1 575,7 1 628,6 

16 Verbundquote(Zeile 15/Zeile 10) 19,842071 % 19,568740 % 

 

 
Zu § 2 

 

Die geplante kommunale Finanzausstattung aus Steuern und Finanzausgleichsleistungen 

entwickelt sich wie folgt: 

 

Tabelle 2 

 

(Angaben gemäß Haushaltsplan des jeweiligen Jahres in Millionen Euro) 

Finanzausstattung aus 

Gemeindesteuern und 

Finanzausgleichsleistungen 

2022 2023 2024 2025 

Gemeindesteuern  1 454,0 1 594,0 1 688,0 1 783,0 

Finanzausgleichsleistungen* 1 514,1 1 546,1 1 535,2 1 635,5 

Summe 2 968,1 3 140,1 3 223,2 3 418,5 

 
* Kapitel 1102 Maßnahmegruppe 01 

 

Die geplante kommunale Finanzausstattung entwickelt sich trotz der Herausforderungen durch 

die Corona-Pandemie, die Flüchtlingssituation und die Energiekrise stabil. Sie erreicht in den 

Jahren 2024 und 2025 erneut historische Höchstwerte. Städte, Gemeinden und Landkreise 

konnten trotz starker Investitionstätigkeit und krisenbedingter Belastungen insgesamt hohe 

positive Salden verzeichnen. Vor diesem Hintergrund sind Stabilisierungen über den Kommu-

nalen Ausgleichsfonds des Landes Mecklenburg-Vorpommern nicht erforderlich. Ein erheb-

licher, konjunkturell bedingter Rückgang der kommunalen Finanzausstattung im Sinne des 

§ 4 Absatz 2 KAFG M-V, der eine Entnahme aus dem Kommunalen Ausgleichsfonds 

rechtfertigen würde, ist derzeit nicht zu erwarten. 
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Zu Artikel 3 – Änderung des Landesausführungsgesetzes SGB II 
 
Zu Nummer 1  

 

Der aktuell geltende Sockelbetrag in § 10 Absatz 1 Nummer 2 wird ab 2026 über einen 

Zeitraum von 5 Jahren, erstmals ab dem Jahr 2026, gleichmäßig abgesenkt. Im Zeitraum 2026 

bis 2030 erfolgt eine Absenkung des Sockelbetrages um rund 14 Prozent jährlich (bezogen auf 

das Ausgangsniveau). Es ergibt sich rechnerisch eine gleichmäßige jährliche Absenkung von 

5 964 300 Euro. Ab dem Jahr 2030 gilt ein Sockelbetrag von 12 750 000 Euro. 

 

Es ergibt sich insoweit folgender gleichmäßiger Abbau des Sockelbetrages: 

 

in T€ 2025 2026 2027 2028 2029 2030 

Sockelbetrag 42 571,5 36 607,2 30 642,9 24 678,6 18 714,3 12 750,0 

Änderung zum Vorjahr   -5 964,3 -5 964,3 -5 964,3 -5 964,3 -5 964,3 

 

 
Zu Nummer 2 

 

Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Ergänzung in Nummer 1. 

 

 
Zu Artikel 4 – Änderung des Grundsteuerzuständigkeitsgesetzes 

 

Durch Artikel 4 wird das Grundsteuerzuständigkeitsgesetz zum einen um eine Regelung zur 

Ermittlung aufkommensneutraler Hebesätze im Rahmen der Grundsteuerreform ergänzt. 

 

Dazu wird zunächst die Gesetzesbezeichnung erweitert und die Abkürzung 

„GemGrStZustÜHebG M-V“ eingefügt. Die bisherige Kurzbezeichnung „Grundsteuer-

zuständigkeitsgesetz“ entfällt. 

 

Bei dem neu eingefügten § 3 GemGrStZustÜHebG M-V handelt es sich um eine Übergangs-

regelung im Zusammenhang mit der Reform der Grundsteuer; die Regelung ist angelehnt an 

die Regelung des § 7 des Niedersächsischen Grundsteuergesetzes.  

 

Vorgesehen ist, dass nur einmalig bei der Hauptveranlagung 2025 aufkommensneutrale Hebe-

sätze für die jeweilige Grundsteuer zu ermitteln sind. Dabei beschreibt § 3 

GemGrStZustÜHebG M-V, wie der aufkommensneutrale Hebesatz zu ermitteln ist. Es ist 

naheliegend, für die Definition der Aufkommensneutralität auf die aktuellsten Zahlen der 

Haushaltsplanung 2024 für die Aufkommen zur Grundsteuer A und B abzustellen.  

 

Die Gemeinden haben im Rahmen der Haushaltsplanung Berechnungen anzustellen, wie sie 

unter anderem durch Bestimmung der Hebesätze zu ihren im Haushaltsplan prognostizierten 

Einnahmen kommen. Dabei wird davon ausgegangen, dass die Kommune auch den jeweils 

aufkommensneutralen Hebesatz berechnet und dann im nächsten Schritt prüft, ob dieser 

angepasst werden müsste. Dieser Vorgang soll nun nachvollziehbar und transparent gemacht 

werden. 
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Deshalb wird die Gemeinde weiterhin verpflichtet, den aufkommensneutralen Hebesatz in 

geeigneter Art und Weise zu veröffentlichen. Dabei muss sie gleichzeitig über eine mögliche 

Abweichung des von der Gemeinde bestimmten Hebesatzes von dem aufkommensneutralen 

Hebesatz informieren. Durch den Verweis auf § 25 des Grundsteuergesetzes wird dabei 

klargestellt, dass die Norm an dem Recht der Kommunen, über die Höhe der Hebesätze zu 

bestimmen, nichts ändert. 

 

Nach § 25 Absatz 2 des Grundsteuergesetzes ist der Hebesatz für ein oder mehrere Kalender-

jahre, höchstens jedoch für den Hauptveranlagungszeitraum der Steuermessbeträge, festzu-

setzen. Daraus ergibt sich in jedem Fall ein Handlungsbedarf für das Kalenderjahr 2025. 

Außerdem besteht nach § 16 Absatz 1 der Kommunalverfassung für allgemein bedeutsame 

Angelegenheiten ohnehin eine Informationspflicht des Bürgermeisters. 

 

Zum anderen ist eine Anpassung des § 2 Absatz 2 GemGrStZustÜHebG M-V an die derzeit 

geltenden Regelungen des § 184 Absatz 3 der Abgabenordnung vorgenommen worden. 

 

 
Zu Artikel 5 – Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
Zu Absatz 1 

 

Die Änderung des § 11 Absatz 5 FAG M-V durch Artikel 1 Nummer 5 dieses Gesetzes dient 

der Umsetzung der Vereinbarung zwischen der Landesregierung und den kommunalen 

Landesverbänden vom 3. November 2023 über die Verwendung des Abrechnungsbetrages für 

das Ausgleichsjahr 2022. Hiernach soll ein weiterer Teilbetrag des positiven Abrechnungs-

betrages für das Jahr 2022 in Höhe von 16 800 000 Euro im Finanzausgleichsjahr 2024 der 

Finanzausgleichsmasse zugeführt werden. Die Umsetzung der gemeinsamen Vereinbarung 

macht ein rückwirkendes Inkrafttreten zum 1. Januar 2023 erforderlich, da der Betrag 

andernfalls nach § 11 Absatz 3 FAG M-V dem Kommunalen Ausgleichsfonds des Landes 

Mecklenburg-Vorpommern zuzuführen wäre. 

 

 
Zu Absatz 2 

 

Die weiteren Änderungen zum Finanzausgleichsgesetz durch Artikel 1 und das Verbund-

quotenfestlegungsgesetz 2024/2025 (Artikel 2) sollen aufgrund des Jährlichkeitsprinzips im 

Haushaltsrecht am 1. Januar 2024 in Kraft treten.  

 

Aus Gründen der Rechtsbereinigung wird in Absatz 2 Satz 2 das Außerkrafttreten des 

Verbundquotenfestlegungsgesetzes 2022/2023 geregelt. 

 

 
Zu Absatz 3 

 

Die Änderungen der Gesetze durch Artikel 3 und 4 weisen keinen unmittelbaren Bezug zum 

Haushaltsjahr 2024 auf und können am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft treten. 
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Berechnung der verbleibenden Nettoausgaben 
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2006 2007 2017 2018 2019 2020

1 Bereinigte Gesamteinnahmen 6.914,3 7.095,9 7.991,4 8.318,6 8.659,5 9.387,6

2 abzgl. alle Steuern, Bundesergänzungszuweisungen, Finanzausgleichsumlagen -5.120,7 -5.543,5 -6.238,0 -6.423,8 -6.627,3 -6.462,0

3 zzgl. im GMG nicht einbezogene Verbundgrundlagen (Abzugsbeträge FAG M-V) 462,6 462,6 390,0 383,8 351,2 135,6

4 Gesamteinnahmen außerhalb KFA (Summe Zeilen 1 bis 3) 2.256,2 2.014,9 2.143,4 2.278,5 2.383,5 3.061,2

5 Bereinigte Gesamtausgaben 6.830,2 6.707,2 7.387,5 8.124,3 8.570,9 12.380,4

6 Glättung Sondervermögen (abzgl. SV-Zuführungen, zzgl. SV-Entnahmen) 0,0 0,0 0,0 -414,3 -482,3 -2.715,5

7 abzgl. KFA-Mittel (lfd. und investiv) -1.129,3 -1.250,0 -1.127,4 -1.153,0 -1.188,7 -1.490,6

8 verbleibende Gesamtausgaben außerhalb KFA (Summe Zeilen 5 bis 7) 5.700,9 5.457,2 6.260,1 6.557,0 6.899,9 8.174,2

9 verbleibende Netto-Ausgaben Land (Differenz Zeile 8 - Zeile 4) 3.444,7 3.442,3 4.116,7 4.278,4 4.516,4 5.113,0

10 Bereinigte Gesamteinnahmen 3.709,9 3.850,5 4.684,9 4.818,4 5.053,0 5.678,9

11 abzgl. Gemeindesteuern -623,5 -667,5 -1.228,4 -1.306,5 -1.346,1 -1.437,2

12 abzgl. KFA-Mittel (lfd. und investiv) -1.129,3 -1.250,0 -1.127,4 -1.153,0 -1.188,7 -1.490,6

13 Korrektur KAFG-Mittel, weil Finanzverteilung geprüft werden soll 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 -35,5

14 Gesamteinnahmen außerhalb KFA (Summe Zeilen 9 bis 13) 1.957,1 1.933,1 2.329,1 2.358,9 2.518,2 2.715,6

15 Bereinigte Gesamtausgaben 3.737,6 3.757,1 4.393,5 4.656,2 4.920,1 5.350,0

16 zzgl. KFA-Zahlungen an Dritte 0,0 0,0 4,3 4,3 4,8 4,8

17 abzgl. gezahlte Finanzausgleichsumlagen 0,0 0,0 -4,5 -8,7 -7,6 -7,7

18 verbleibende Gesamtausgaben außerhalb KFA (Summe Zeilen 15 bis 17) 3.737,6 3.757,1 4.393,3 4.651,8 4.917,2 5.347,1

19 verbleibende Netto-Ausgaben Kommunen (Differenz Zeile 18 - Zeile 14) 1.780,5 1.824,0 2.064,2 2.292,9 2.399,1 2.631,5

Prüfzeitraum
Ist-Daten Haushaltsrechnung Land und Rechnungsstatistik Kommunen in Mio. €

L
a
n

d
K

o
m

m
u

n
e
n

Lfd. 

Nr.

Referenzjahre
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Ableitung eines potenziellen Anpassungsbedarfs 
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2006 2007
Mittelwert

06/07
2017 2018 2019 2020

1 Land Netto Ausgaben (lt. Zeile 9 der Anlage 1-1) 3.444,7 3.442,3 3.443,5 4.116,7 4.278,4 4.516,4 5.113,0

2 Kommunen Netto Ausgaben (lt. Zeile 18 der Anlage 1-1) 1.780,5 1.824,0 1.802,3 2.064,2 2.292,9 2.399,1 2.631,5

3 gesamt Netto-Ausgaben Land und Kommunen (Summe Zeilen 1 und 2) 5.225,2 5.266,3 5.245,8 6.180,9 6.571,3 6.915,5 7.744,6

4 Land Entwicklung der Nettoausgaben zum Basiswert 100,00% 119,55% 124,25% 131,16% 148,48%

5 Kommunen Entwicklung der Nettoausgaben zum Basiswert 100,00% 114,54% 127,22% 133,11% 146,01%

6 gesamt Entwicklung der Nettoausgaben zum Basiswert 100,00% 117,83% 125,27% 131,83% 147,63%

7 Land Abweichung zum Entwicklungspfad gesamt (Zeile 4 - Zeile 6) 1,72% -1,02% -0,67% 0,85%

8 Kommunen Abweichung zum Entwicklungspfad gesamt (Zeile 5 - Zeile 6) -3,29% 1,95% 1,28% -1,62%

9 Land Ausgleichsbetrag für Pfadangleichung (Zeile 7 * Basiswert Zeile 1) 59,3 -35,2 -23,2 29,2

10 Kommunen Ausgleichsbetrag für Pfadangleichung (Zeile 8 * Basiswert Zeile 2) -59,3 35,2 23,2 -29,2

11

Analyse der Netto-Ausgaben-Entwicklung und Ableitung eines potentiellen Anpassungsbedarfs (Angaben in Mio. €)

Lfd. 

Nr.
Prüfberechnung (Werte in Mio. Euro)

Mittelwert der Ausgleichsbeträge im Prüfzeitraum 2017 bis 2020 (Zeile 10)

* Hinweise: 

Ein positiver Wert spricht für eine Anhebung, ein negativer Wert für eine Absenkung gegenüber der Beteiligungsquote des Referenzzeitraums (2006/2007) von 33,92%. Aus der Differenz des 

Ergebnisses des letzten Berichtes von -14,58 Mio. Euro (2022) und den aktuellen -7,55 Mio. Euro (2022) ergibt sich ein Anhebungsbedarf der geltenden Beteiligungsquote im Volumen von 7,03 

Mio. €.

Referenzdaten Prüfzeitraum

-7,55*

Analyse der Netto-Ausgaben-Entwicklung 

Ableitung eines potentiellen Anpassungsbedarfs
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Ableitung der Beteiligungsquote ab 1. Januar 2024 

11 

  

30,978% neue Quote

1. Kommunen (Gemeindesteuern) 1.688,0 1.688,0 -                  

2. Land (Verbundgrundlagen in Abgrenzung der §§ 5 bis 8 FAG M-V) 7.941,1 7.941,1 -                   

in Zeile 2 blieben gemäß § 8 FAG unberücksichtigt:

Feuerschutzsteuer (§ 8 Satz 1 Nr. 1) (13,1) (13,1) -                  

Einnahmen für BA Kita (§ 8 Satz 1 Nr. 2) (16,1) (16,1) -                  

Einnahmen Qualität und Teilhabe KITA (§ 8 Satz 1 Nr. 3) (37,7) (37,7) -                  

Einnahmen flüchtlingsbedingte Kosten (§ 8 Satz 1 Nr. 4 u. Satz 2) (23,6) (23,6) -                  

SoBEZ Hartz IV netto (§ 8 Satz 1 Nr. 5) (8,9) (8,9) -                  

Grunderwerbsteuer (§ 8 Satz 1 Nr. 6) (30,0) (30,0) -                  

3. Einnahmen insgesamt (Zeile 1 + Zeile 2) 9.629,1 9.629,1 -                   

4. Beteiligungsquote Kommunen 30,978% 31,051% 0,073%

5. Beteiligungsquote Land 69,022% 68,949% -0,073%

6. Anteil Kommunen nach GMG insgesamt (Zeile 3 * Zeile 4) 2.982,9 2.989,9 7,03

7. Anteil Land nach GMG insgesamt (Zeile 3 * Zeile 5) 6.646,2 6.639,1 -7,03

8. KFA (Basiswert) (Differenz der Zeilen 6 und 1 bzw. Zeilen 2 und 7) 1.294,9 1.301,9 7,03

* Die angestrebte Anhebung um 7,03 Mio. Euro ergibt sich aus der Differenz der Anpassungsbedarfe von -14,58 Mio. Euro (2022) und -7,55 Mio. Euro.

Ableitung neue Finanzverteilung gemäß Gleichmäßigkeitsgrundsatz ab 01.01.2024

Anhebung der Finanzausgleichsleistungen um 7,03 Mio. Euro*

Beteiligungsquote Kommunen

Differenz

A. Ausgangsdaten (Ergebnisse Steuerschätzung Mai 2023 für das Jahr 2024)

B.   Fortschreibung der Finanzverteilung nach Gleichmäßigkeitsgrundsatz (GMG)
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Nachrichtliche Darstellung der Salden der laufenden Ein- und Auszahlungen  

 

 
 
Erläuterungen: 

Die Darstellung berücksichtigt die kreisangehörigen Gemeinden einschließlich der großen kreisangehörigen 

Städte, die kreisfreien Städte und die Landkreise.  
[Erhebung des Ministeriums für Inneres, Bau und Digitalisierung, Referat II 320 aus den Finanzrechnungen zum 31. Dezember 2022, Stand 28. März 2023. Soweit 

Jahresabschlüsse noch nicht festgestellt worden sind, handelt es sich um vorläufige Daten.] 
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